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- Parkstraße II – 

 

gemäß § 9 Abs. 8 BauGB 
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1. Rechtsgrundlagen des Bebauungsplans 

a) Baugesetzbuch (BauGB)  
in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), in der zum Satzungsbe-
schluss gültigen Fassung; 

 
b) Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I 
S. 3786), in der zum Satzungsbeschluss gültigen Fassung; 

 
c) Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58); in der zum Sat-
zungsbeschluss gültigen Fassung; 

 
d) Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023), in der 
zum Satzungsbeschluss gültigen Fassung; 

 
e) Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV. NRW. S. 256 / SGV. NRW. 232), in der 
zum Satzungsbeschluss gültigen Fassung; 
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2. Verfahren 

Die Grundlage des Bebauungsplanverfahrens ist das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 03.11.2017 in der zum Satzungsbeschluss gültigen Fassung. Das Verfahren zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 111 „Parkstraße II“ erfolgt im Regelverfahren gemäß § 2 BauGB 
inklusive der Erstellung eines Umweltberichtes mit integriertem Landschaftspflegerischen Begleitplan, 
welcher ein gesonderter Teil dieser Begründung ist. 
 
 
 
3. Räumlicher Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 111 - Parkstraße II - umfasst ein etwa 8,6 ha großes 
Gebiet im östlichen Randbereich des Stadtgebietes Baesweiler. Die für eine Neubebauung vorgesehe-
nen Flächen befinden sich östlich der bereits bestehenden Bebauung der Parkstraße.  
 
Das Plangebiet wird nördlich vom Wasserspielplatz des Sportparks Baesweiler und im Süden zunächst 
durch eine Feldflur und angrenzend durch das Wohngebiet „Steinzeit“ begrenzt. Im Osten grenzen land-
wirtschaftlich genutzte Flächen und eine landwirtschaftliche Hofstelle an den Geltungsbereich. In einiger 
Entfernung befinden sich weiter östlich eine Biogasanlage und sechs Windenergieanlagen. 
 
Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches ist der Planzeichnung zu entnehmen. 
 

 
 
Übersichtsplan (o.M.) 
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4. Heutige Nutzungen 

Die Flächen im Plangebiet werden derzeit intensiv landwirtschaftlich genutzt. Zwischen den Gärten der 
Bebauung der Parkstraße und den landwirtschaftlich genutzten Flächen befindet sich ein durch eine 
Baumreihe begleiteter Entwässerungsgraben mit angrenzendem fußläufig genutztem Weg. 
Das als östliche Arrondierung des Siedlungsbereiches von Baesweiler vorgesehene Gebiet hat im Zu-
sammenhang mit den östlich angrenzenden Freiflächen für die Naherholung eine Bedeutung. Die in der 
Feldflur verlaufenden Wirtschaftswege werden von Radfahrern und Spaziergängern zu Erholungszwe-
cken genutzt. 
 
Der Wirtschaftsweg im Norden des Geltungsbereichs ist Teil des Fasttracks, der den neu gestalteten 
Sport- und Bürgerpark als Laufstrecke und Radweg umgibt. 
 
 
 
5. Planvorgaben 

5.1. Regionalplan 
Im Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Aachen (GEP Region Aachen 
vom 10.06.2003) sind die Flächen im Geltungsbereich als „Allgemeiner Siedlungsbereich“ (ASB) dar-
gestellt.  
Die östlich angrenzenden Flächen sind als „Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche“ mit der Freiraum-
funktion „Regionale Grünzüge“ ausgewiesen.  
 
Der Regionalrat für den Regierungsbezirk Köln hat in seiner Sitzung am 10.12.2021 auf Grundlage der 
von der Regionalplanungsbehörde vorgelegten Planunterlagen beschlossen, das Beteiligungsverfahren 
zur Neuaufstellung des Regionalplans Köln einzuleiten. Die Beteiligungsphase endete am 31.08.2022. 
Die in Aufstellung befindlichen Ziele sind gemäß § 3 Abs. 1 Ziff. 4 Raumordnungsgesetz (ROG) i.V.m. 
§ 4 Abs. 1 ROG in Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen. 
 
Der Entwurf des Regionalplans Köln (Stand 2021) stellt, analog des geltenden Regionalplanes, das 
Plangebiet als „Allgemeinen Siedlungsbereich“ (ASB) dar. 
 
Die östlich angrenzenden Flächen sind ebenfalls analog des geltenden Regionalplans als „Allgemeine 
Freiraum- und Agrarbereiche“ mit der Freiraumfunktion „Regionale Grünzüge“ ausgewiesen. 
 
 
5.2. Flächennutzungsplan (FNP) 
Der wirksame Flächennutzungsplan (1976) der Stadt Baesweiler stellt für die Flächen im Plangebiet 
"Allgemeines Wohngebiet" und im Übergang zur Landschaft einen Streifen „Umgrenzung Maßnahmen 
für den Naturschutz“ sowie Landschaftsschutzgebiet dar. 
 
Im südlichen Plangebiet ist das „Allgemeine Wohngebiet“ durch eine Kennzeichnung „Umgrenzung der 
Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen oder bei 
denen besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind“ überlagert. 
Diese Kennzeichnung bezieht sich auf humose Böden. 
 
Östlich des Maßnahmenstreifens werden „Flächen für die Landwirtschaft“ dargestellt. Der nördlich an-
grenzende Sportpark wird als Grünfläche mit den Zweckbestimmungen „Spielplatz“, „Badeplatz, Frei-
bad“, „Hallenbad“ und „Sportplatz“ und die Bebauung der Parkstraße sowie die südlich angrenzende 
Wohnbebauung wird als "Allgemeines Wohngebiet" dargestellt. 
 
Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind die verbindlichen Bauleitpläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwi-
ckeln. Die geplanten Nutzungen entsprechen den Darstellungen des wirksamen Flächennutzungspla-
nes. Infolgedessen muss der Flächennutzungsplan nicht geändert werden. 
 
 
5.3. Landschaftsplan 
Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Landschaftsplanes II „Baesweiler-Alsdorf-Merkstein“ 
(Stand: 03.2005). 
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Für den Geltungsbereich wird in der Entwicklungskarte das Entwicklungsziel 7 „Temporäre Erhaltung“ 
formuliert. Dieses Ziel besagt, dass in diesen Bereichen die Erhaltung des jetzigen Landschaftszustan-
des bis zur Realisierung der Bauleitplanung sicherzustellen ist. Östlich angrenzend ist das Entwick-
lungsziel 2 „Anreicherung“ - Anreicherung einer Landschaft mit naturnahen Lebensräumen und mit glie-
dernden und belebenden Elementen - formuliert. 
 
In der Festsetzungskarte werden für den Geltungsbereich keine Festsetzungen getroffen. Im Bereich 
südöstlich entlang des Wirtschaftsweges wird in Richtung Osten die Anlage einer „Gehölzreihe mit Bäu-
men und Sträuchern der Pflanzgruppe 1 beidseitig des Radweges östlich Baesweiler“ festgesetzt. 
 
Mit Rechtskraft des Bebauungsplanes Nr. 111 tritt die Darstellung des Landschaftsplanes außer Kraft.  
 
 
5.4. Bestehendes Planungsrecht 
Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes besteht kein rechtsverbindlicher Bebauungsplan. 
 
Für den westlich angrenzenden Bereich besteht für die Bebauung der Parkstraße der Bebauungsplan 
Nr. 45 „Parkstraße“. Dieser setzt u. a. Mischgebiet, Allgemeines Wohngebiet, Verkehrsflächen, Ver-
kehrsflächen „Verkehrsberuhigte Bereiche“, einen offenen Regenwasserkanal und diverse grünordne-
rische Festsetzungen fest.  
 
Südlich grenzt eine Feldflur und anschließend der Bebauungsplan Nr. 81 „Bahnhofstraße II“ 4. Ände-
rung an das Plangebiet. Dieser Bebauungsplan setzt u. a. ein Allgemeines Wohngebiet, Verkehrsflä-
chen, Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung „Wirtschaftsweg“, „Fußweg“ und „Verkehrsgrün“, 
Grünflächen sowie verschiedene grünordnerische Maßnahmenflächen fest.  
 
 
 
6. Anlass und Ziel der Planung 

6.1. Anlass der Planung 
Die Einwohnerstatistik zeigt deutlich, dass die Stadt Baesweiler wächst. Die Tendenz ist klar steigend. 
Dies ist u. a. begründet in der stetigen Nachfrage nach Baugrundstücken durch junge Familien, die 
gerne in Baesweiler wohnen bleiben wollen oder die Absicht haben, wieder nach Baesweiler zurückzu-
kehren und die Nachfrage von Bürgerinnen und Bürgern aus Ortszentren, die dort kein Grundstück mehr 
erwerben können. Weiter besteht infolge der Ansiedlung einiger großer Gewerbebetriebe auch eine 
entsprechende Nachfrage an Wohnraum, welche im Stadtgebiet in dieser Größenordnung derzeit nicht 
zu decken ist. 
 
Zudem sind Entwicklungsflächen im gesamten Stadtgebiet, insbesondere aufgrund eingeschränkter 
Entwicklungsmöglichkeiten in den Dörfern, sehr gering vorhanden. Aufgrund der im Bestand vorhande-
nen, im Vergleich zu Nachbarkommunen sehr geringen Siedlungsdichte, ist für die Sicherstellung des 
zukünftigen Wohnbedarfes daher eine sorgsame Verdichtung erforderlich. 
 
 
6.2. Wohnflächenbedarf und -potenziale 
Im aktuellen Wohnungsmarktbericht der NRW.BANK 2022 wird dargelegt, dass der ländliche Raum in 
Nordrhein-Westfalen auch weiterhin 2021 nicht nur bei der Binnenwanderung, sondern auch insgesamt 
ein leichtes Bevölkerungsplus verzeichnet. 
 
Die Analyse nach Stadt-Land-Zonen hat gezeigt, dass die Zentren der Stadtregionen, wie schon in den 
Vorjahren, Einwohner an das Umland verlieren werden. Nutznießer der Binnenwanderungen waren zu-
nächst vor allem die Ergänzungsgebiete. Seit 2017 hat jedoch auch die Außenzone spürbar an Bedeu-
tung gewonnen. Nicht zuletzt konnte sogar der ländliche Raum die langjährigen Wanderungsverluste 
reduzieren. Seit 2019 werden auch hier leichte Gewinne verzeichnet. Im Bereich Baesweiler war im 
Binnenwanderungssaldo 2021 ein Anstieg der Anwohneranzahl zu verzeichnen. 
 
Die Wohnungsmarktbeobachtung NRW der NRW.Bank bietet für alle Kommunen in Nordrhein-Westfa-
len Wohnungsmarktprofile an. Ausgewählte Indikatoren beschreiben die Lage auf den kommunalen 
Wohnungsmärkten. Aktuell liegt für Baesweiler das Wohnungsmarktprofil 2021 vor.  



7 

 
Dieses Wohnungsmarktprofil zeigt für Baesweiler einen Zuwachs der durchschnittlichen Bevölkerungs-
entwicklung in den Jahren 2017 bis 2020 von bis zu 0,5 % auf. In der Bevölkerungsvorausberechnung 
von 2021 wird ein langfristig weiter steigender Trend bis 2040 ermittelt. 
 
Darüber hinaus liegt der von der GfK (größtes deutsches Marktforschungsinstitut) berechnete Kauf–
kraftindex (die Kaufkraft ist das durchschnittliche jährliche Nettoeinkommen pro Haushalt) für das Jahr 
2020 für Baesweiler bei 100 %. Dies entspricht dem landesweiten Durchschnitt.  
 
Es ist städtebauliche Zielsetzung der Stadt Baesweiler, die Eigenentwicklung der Stadtteile zu stärken. 
Dementsprechend war und ist es planerisches Ziel der Stadt, für die jeweiligen Stadtteile entsprechen-
den Wohnraum zeitnah und bedarfsgerecht zur Verfügung zu stellen. 
 
Um auf diese Nachfrage zu reagieren und einen zentralen und aktiven Beitrag zur Sicherung der Da-
seinsvorsorge zu leisten, soll neuer zentrumsnaher Wohnraum in Baesweiler geschaffen werden. Mit-
hilfe des geplanten Baugebietes „Parkstraße II“ kann der prognostizierte Wohnbaulandbedarf für Baes-
weiler in den nächsten Jahren zumindest zum Teil dort gedeckt werden, wo sich die erforderlichen Ver-
sorgungs- und Infrastrukturangebote bereits befinden. 
 
 
6.3. Ziel der Planung 
Das vorliegende Plangebiet hat für die Ortslage Baesweiler als beachtliche Entwicklungsfläche daher 
eine hohe gesamtstädtebauliche Bedeutung, die den östlichen Ortsrand prägt und für eine qualitätvolle 
Arrondierung des Siedlungsbereiches sorgt. 
 
Um hier ein anspruchsvolles Baugebiet zu entwickeln, wurde im Vorfeld zum vorliegenden Bebauungs-
planverfahren ein erstes städtebauliches Konzept erarbeitet. Auf Basis einer umfänglichen Analyse der 
örtlichen Gegebenheiten wurden verschiedene Varianten und Ansätze für die Entwicklung der Fläche 
abgewogen und zu einem städtebaulichen Gesamtkonzept ausgearbeitet, welches als Grundlage für 
diesen Bebauungsplan dienen soll. 
 
Das wesentliche Ziel der Planung ist somit die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Errichtung zusätzlicher attraktiver Wohnbauflächen in der Stadt Baesweiler.  
 
Diesbezüglich sind mit der Planung unter städtebaulichen Gesichtspunkten folgende Ziele verbunden: 

• die Bereitstellung von zusätzlichen sorgsam verdichteten und sozial abgewogenen Wohnbau-
flächen, um dem zukünftigen Bedarf unterschiedlicher Zielgruppen in der Stadt Baesweiler ge-
recht zu werden, 
 

• die konsequente Arrondierung des Siedlungsbereiches,  
 

• die Stärkung der Eigenentwicklung des Ortes, um eine positive Bevölkerungsentwicklung zu 
ermöglichen und die vorhandenen Infrastruktureinrichtungen in ihrem Bestand zu sichern, 
 

• die Schaffung eines qualitätvollen und unverwechselbaren Siedlungsgebietes in unmittelbarer 
Nähe zum Sport- und Bürgerpark,  
 

• die Schaffung von Grün-, Frei- und Retentionsflächen innerhalb des Baugebietes und somit 
eines durchgrünten und klimafreundlichen Quartiers,  
 

• die Gestaltung von hochwertigen öffentlichen Räumen mit hohem Aufenthaltscharakter,  
 

• die Förderung der Mobilitätswende,  
 

• die konsequente Vernetzung der Neubebauung für Fußgänger und Radfahrer mit der umliegen-
den Siedlungsstruktur und dem angrenzenden Freiraum, 
 

• die Sicherstellung einer nachhaltigen Ver- und Entsorgung des neuen Siedlungsbereiches so-
wie 
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• die Gestaltung der östlichen Abrundung der Ortslage Baesweiler und die Schaffung einer ab-
schließenden Ortsrandeingrünung, 
 

• Schaffung einer klimaneutralen und nachhaltigen Energieversorgung des Baugebietes mit Hilfe 
einer zentralen Wärmeversorgung. 

 
Darüber hinaus ist ein weiteres Ziel dieser Baulandentwicklung, Baesweiler als attraktiven Wohnstand-
ort in das Blickfeld von Beschäftigten ansässiger Einrichtungen und Unternehmen sowie junger Familien 
zu rücken. 
 
Durch die Ausweisung des neuen Baugebietes soll der stetigen Nachfrage nach Bauland im Stadtgebiet 
Baesweiler Rechnung getragen werden. Die Ausweisung des neuen Wohnbaugebietes ist damit ein 
wesentlicher Beitrag zur nachhaltigen Wohnraum- und Daseinsversorgung der Stadt Baesweiler. Auf 
Basis der vorliegenden städtebaulichen Planung soll ausgehend von der bestehenden Siedlungsstruk-
tur eine der Ortsrandlage entsprechende nachhaltige und klimafreundliche Bau- und Freiraumstruktur 
planungsrechtlich definiert werden. Die Nähe zum Sport- und Bürgerpark sowie die angestrebte Mobili-
tätswende sollen in das städtebauliche Konzept einfließen. 
 
Dementsprechend ist Ziel und Zweck dieses Bebauungsplanverfahrens die Schaffung der planungs-
rechtlichen Voraussetzungen zur Versorgung der Stadtteilbevölkerung mit ausreichend Wohnraum. 
 
 
6.4. Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen 
Die Novelle des Städtebaurechts zur Stärkung der Innenentwicklung wurde 2013 beschlossen. Unter 
anderem wurde mit den Ergänzungen § 1a Abs. 2 Satz 3 und 4 BauGB die Bodenschutzklausel – über 
das unmittelbare Ziel der Vermeidung der Außenentwicklung hinaus – kombiniert mit einem sehr viel 
Deutlicheren als im bisherigen Recht formulierten Ziel des Schutzes landwirtschaftlicher Flächen. 
 
Um, wie oben dargelegt, den beständig steigenden Bedarf an Wohnbauland im Stadtgebiet Baesweiler 
zu decken, ist es erforderlich, neue Flächen am Stadtrand in Anspruch zu nehmen. Die im Stadtgebiet 
vorhandenen Baulücken reichen bei weitem nicht aus, um den Bedarf an Wohnbauflächen zu decken. 
Daher muss neuer Wohnraum auf weiteren Flächen gedeckt werden. Die Stadt Baesweiler erachtet es 
als erforderlich, in angemessenem Maße auch Freiraum (landwirtschaftlich genutzte Flächen) als städ-
tebaulich sinnvolle Arrondierung des Siedlungsgebietes für eine Wohnbauentwicklung in Anspruch zu 
nehmen. 
 
Zwar wird innerhalb des Plangebietes der Versiegelungsgrad zunehmen, allerdings werden die Böden 
heute bereits intensiv landwirtschaftlich genutzt und sind durch Bearbeitung, Düngung und ggf. Pestizi-
deinsatz vorbelastet. 
Im Rahmen der Umweltprüfung konnte im Ergebnis festgestellt werden, dass durch die mit diesem Be-
bauungsplan vorbereiteten Eingriffe nach Umsetzung der durch den Bebauungsplan gesicherten Aus-
gleichs-, Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen insgesamt von einer überwiegend mittleren Erheb-
lichkeit hinsichtlich der Umweltauswirkungen auszugehen ist. 
 
Der Standort des vorliegenden Baugebietes bietet eine ruhige Wohnlage angrenzend an die freie Land-
schaft mit guter Anbindung an das Zentrum Baesweilers mit seinen Infrastruktur- und Versorgungsein-
richtungen sowie an überörtliche Verkehrsverbindungen. Diese Konzeption entspricht den planerischen 
Zielsetzungen der Stadt Baesweiler im Hinblick auf die Bereitstellung von Wohnbauflächen für unter-
schiedliche Zielgruppen in diesem Siedlungsbereich und ist geeignet, eine bedarfsgerechte Wohnbau-
entwicklung voranzutreiben. 
 
Die Stadt Baesweiler ist aufgrund der o. g. Aspekte bestrebt, ein bedarfsgerechtes Angebot an Wohn-
bauflächen und Wohnraum vorzuhalten und somit eine nachhaltige und geordnete Stadtentwicklung 
sicherzustellen und zu fördern. 
 
Wie oben beschrieben, können derzeit in Baesweiler so gut wie keine Baugrundstücke mehr angeboten 
werden, so dass für den auch weiterhin bestehenden Bedarf an Wohnbauflächen der Bereich östlich 
der Parkstraße entwickelt und planungsrechtlich gesichert werden soll. 
 
Zudem ist die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen in Bezug auf die konkrete, örtliche Situa-
tion zu betrachten und hat demzufolge ein unterschiedlich zu wertendes objektives Gewicht. In Groß-
städten eines Ballungsraumes wird die Gewichtung des Bodens aufgrund seiner Knappheit höher sein 
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als bei kleineren Städten mit angrenzendem Freiraum oder ländlichen Gemeinden, so wie im vorliegen-
den Fall. 
Grundsätzlich können im Rahmen der Abwägung die Belange des Bodenschutzes zurückgestellt wer-
den, wenn konkurrierenden und konfligierenden Belangen ein besonderes Gewicht zukommt. Diesbe-
züglich steht das für die Stadt Baesweiler wichtige stadtplanungspolitische Ziel, ein attraktives Wohn-
quartier zu schaffen, das die Wohnbedürfnisse im Stadtgebiet befriedigt, dem gegenüber.  
 
Angesichts der oben beschriebenen Aspekte wird der Sicherung des Wohnbedarfs in der Stadt Baes-
weiler der Vorrang gegeben und demzufolge sollen die Flächen im Plangebiet der landwirtschaftlichen 
Nutzung entzogen und einer baulichen Nutzung zugeführt werden. 
 
Um den Eingriff zu mindern, erfolgt zum Schutz des Bodens im Zuge der Erschließungsplanung eine 
bodenkundliche Baubegleitung (BBB). Diese BBB dient dazu, eine Beschädigung des Bodens zu ver-
hindern und dessen Fruchtbarkeit zu erhalten. In dem BBB-Konzept werden die grundlegende Vorge-
hensweise sowie relevante Maßnahmen und deren Umsetzung dargelegt und mit den zuständigen Be-
hörden abgestimmt.  
 
Im Rahmen der Umsetzung der Planung werden entsprechende Maßnahmen zum Schutz des Mutter-
bodens gemäß § 202 BauGB gewährleistet und die Anweisungen der DIN 18915 beachtet.  
 
 
6.5. Erforderlichkeit der Bebauungsplanung 
Für das Plangebiet wurde in der Vergangenheit bislang kein Bebauungsplan aufgestellt. 
Um für die geplante Stadterweiterungsmaßnahme die planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaf-
fen und damit eine geordnete städtebauliche Entwicklung zu gewährleisten, ist die Aufstellung dieses 
Bebauungsplanes erforderlich. 
 
 
 
7. Sonstige Planungsbelange 

7.1. Boden/ Hydrogeologie 
Zur Beurteilung der Versickerungsfähigkeit der Böden wurde bereits eine hydrogeologische Erkundung 
(Ingenieurgesellschaft Quadriga mbH, Stand Januar 2023) durchgeführt. Im Plangebiet erfolgten sechs 
Rammkernbohrungen jeweils in den im städtebaulichen Konzept vorgesehenen Grünflächen.  
 
Das Gelände im Geltungsbereich weist ein leichtes Gefälle von Süden nach Norden von ca. 7,0 m auf.  
 
Im Ergebnis wurde bei den Bohrungen kein Grundwasser oder Schichtwasser angetroffen. 
 
Die hydrologische Grundrisskarte gibt aufgrund der Vielzahl an tektonischen Störungen im Bereich des 
Grundwasserstockwerks keinen Bemessungswasserstand für das erkundete Gebiet an. Die Karte der 
Grundwassergleichen gibt für den Bereich des Plangebietes, welches westlich in unmittelbarer Nähe 
zum Bettendorfer Sprung liegt, einen freien Grundwasserspiegel von ca. 107 bis 108 m ü. NN (Stand 
1988) an. Bei einer minimalen Geländehöhe von 117,90 m ü. NHN im nordwestlichen Bohrpunkt liegt 
der minimale Grundwasserflurabstand bei ca. 10 m (Differenz NN zu NHN2016 ± 20 cm). 
 
Da der Bereich des Projektgebietes von den Sümpfungsmaßnahmen des Braunkohletagebaus beein-
flusst ist, ist ein Grundwasseranstieg nach Beendigung der bergbaulichen Sümpfungsmaßnahmen zu 
erwarten. 
 
In den durchgeführten Feldversuchen wurde aufgrund der vorangegangenen Trocken-/ Frostperiode 
eine unverhältnismäßig hohe Wasseraufnahmefähigkeit der im Untergrund anstehenden Lössböden 
festgestellt. Es ist davon auszugehen, dass sich bei einer ausreichenden Sättigung des Bodens ein 
mittlerer Durchlässigkeitsbeiwert von kf < 1 x 10-6 m/s einstellen wird. Zudem besteht innerhalb dieser 
Böden aufgrund des hohen Feinkornanteils generell die Gefahr der Verseifung einer Versickerungsan-
lage. Grundsätzlich ist aus technischer und hydrogeologischer Sicht eine Versickerung der anfallenden 
Niederschlagswässer im Erkundungsgebiet in die anstehenden Lössböden möglich. 
 
Ein sicher versickerungsfähiger Horizont kann etwa in 7,5 m u. GOK (Geländeoberkante) innerhalb der 
Terrassenkiese erreicht werden. Für die Dimensionierung einer Anlage in diesen Kiesen kann ein 
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Durchlässigkeitsbeiwert von kf= 3,6 x 10-5 m/s angesetzt werden. Zur Realisierung einer Versickerung 
ist ein Bodenaustausch gegen geeignetes Material (z. B. Mittelsand) bis zum sicheren Erreichen der 
Terrassensedimente erforderlich. 
 
Es liegt ein dezidiertes – auch unter dem Aspekt der Klimaanpassung entwickeltes - Entwässerungs-
konzept vor und entsprechende Maßnahmen und Anlagen wurden definiert und sind in die Planung und 
die Festsetzungen eingeflossen. 
 
Das Plangebiet befindet sich in einem Bereich, in dem Gasaustritte in Bohrungen, insbesondere Me–
thanausgasungen, bekannt sind. Hierzu werden entsprechende Hinweise gegeben. 
 
 
7.2. Klimaschutz/ Klimaanpassung 
Mit der BauGB-Novelle 2011 wurde der Klimaschutz als Grundsatz der Bauleitplanung gesetzlich ein-
bezogen. Inhaltliche Vorgaben für die Berücksichtigung macht die Klimaschutzklausel des § 1a Abs. 5 
BauGB. Hiernach soll den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, die dem Kli-
mawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, 
Rechnung getragen werden. Die Erfordernisse des Klimaschutzes sind in die bauleitplanerische Abwä-
gung einzustellen. 
 
Der Klimawandel ist ein globales Problem, welches nur durch viele lokale Beiträge gelöst werden kann. 
Mit der Arrondierung des Ortsrandes wird neuer Wohnraum in Baesweiler geschaffen, der durch seine 
Nähe zum Zentrum, zu den Schulangeboten- und Kita-Angeboten sowie zum benachbarten Sport- und 
Freizeit-Areal einen Beitrag zur „Stadt der kurzen Wege“ und somit zu einer kompakten Stadt leistet, 
die bestehende Infrastruktur in Baesweiler stärkt und folglich dem Klimaschutz Rechnung trägt. Des 
Weiteren ermöglicht das städtebauliche Konzept überwiegend Grundstücke, auf denen die Nutzung von 
solarer Energie möglich ist.  
 
Die geplanten Grünstrukturen (Grünflächen, Kompensationsmaßnahmen, Begrünung der Straßen-
räume und Vorgärten etc.) tragen zu einer nachhaltigen Durchgrünung und Arrondierung des neuen 
Siedlungsbereiches bei, ermöglichen die Kompensation vor Ort und schaffen eine Verzahnung mit den 
angrenzenden Landschaftsbereichen. Dies sorgt am Siedlungsrand sowie innerhalb des neuen Sied-
lungsbereiches für ein günstiges Mikroklima.  
 
Mit den geplanten Rückhaltemaßnahmen und Retentionsflächen (Schwammstadtprinzip) soll darüber 
hinaus einer klimagerechten Niederschlagswasserbehandlung, dem Hochwasserschutz sowie dem 
Schutz vor Starkregen Rechnung getragen werden. Die Mindesthöhe für die Erdgeschossfertigfußbö-
den dient dem Überflutungsschutz vor wild abfließendem Oberflächenwasser.  
 
Es wurde im Rahmen des Bauleitplanverfahrens eine Studie erstellt, welche Optionen für die ange-
strebte klimaneutrale und nachhaltige Versorgung des Baugebietes aufzeigt. Entsprechend geeignete 
Standorte für hierzu erforderlicher Infrastruktur (z. B. BHKW und ausreichende Straßenquerschnitte) 
wurden im Bebauungsplan vorgesehen.  
 
Zur Stärkung des durchgrünten Charakters des Plangebietes, zur Verminderung der Aufheizung von 
Gebäuden, zur Speicherung des Niederschlagswassers sowie zur Verbesserung des Kleinklimas sollen 
Dächer von Dachgauben, Garagen, Carports und Nebenanlagen mindestens extensiv begrünt werden. 
Darüber hinaus sind zur Verminderung der Aufheizung von Gebäuden nur helle Fassadenfarben zuläs-
sig. 
 
Die Errichtung von Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie (hybride Dachnutzung) ist auf allen 
Dächern möglich. Hiermit wird u.a. den Vorgaben des Gebäudeenergiegesetztes (GEG) entsprochen.  
 
Um die Mobilitätswende zu unterstützen und voranzutreiben, sind in dem neuen Siedlungsbereich eine 
Quartiersgarage bzw. Quartiersstellplätze sowie Mobilitätsstationen vorgesehen, die dazu beitragen sol-
len, Verkehr und Mobilität auf nachhaltige Energieträger, sanfte Mobilitätsnutzung und eine Vernetzung 
verschiedener Formen des Individualverkehrs und des öffentlichen Personennahverkehrs umzustellen. 
 
Mit den o. g. Maßnahmen soll den Erfordernissen des Klimaschutzes und der Klimaanpassung Rech-
nung getragen werden. 
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7.3. Erdbebenzone  
Das Plangebiet befindet sich gemäß der Karte der Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklas-
sen der Bundesrepublik Deutschland, Bundesland Nordrhein-Westfalen (Juni 2006) in der Erdbeben-
zone 3, geologische Untergrundklasse T. Dementsprechend ist die DIN 4149 zu beachten. 
 
Diesbezüglich wird ein Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen.  
 
 
7.4. Altlasten 
Im Plangebiet sind keine Altlasten oder Altlastenverdachtsflächen im Altlastenkataster der StädteRegion 
Aachen vermerkt. Sonstige Bodenverunreinigungen sind auch nicht bekannt.  
 
 
7.5. Bodendenkmäler 
Vermutete Bodendenkmäler 
Der Schutz des Denkmalschutzgesetzes (DSchG NW) greift grundsätzlich erst mit der Eintragung oder 
der vorläufigen Unterschutzstellung des Denkmals. Eine der Ausnahmen bildet das sogenannte vermu-
tete Bodendenkmal. Aufgrund der Tatsache, dass sich Bodendenkmäler mehrheitlich noch unerkannt 
und nicht unter Schutz gestellt im Boden befinden, ist eine Vorwirkung des Denkmalschutzes für nicht 
eingetragene, aber vermutete Bodendenkmäler von großer Bedeutung. Nach § 3 Abs. 1 Satz 4 DSchG 
gelten die Vorschriften der §§ 1 Abs. 3, 11, 13 bis 17, 19, 28 und 29 DSchG unabhängig von der Ein-
tragung der Bodendenkmäler in die Denkmalliste. 
 
Im Rahmen des Verfahrens zur 38. Änderung des Flächennutzungsplanes Baesweiler Parkstraße 
wurde bereits eine archäologische Grunderfassung in einem kleinen Bereich (ca. 25 %) des Plangebie-
tes durchgeführt. Da bereits erkennbare Indizien für eine frühe Besiedlung (Hinweise auf urgeschichtli-
che und römische Siedlungsereignisse) nachgewiesen wurden, wurde im damaligen Verfahren eine 
weitere Begehung der Flächen angeregt. 
Im Rahmen des Verfahrens zum Bebauungsplan Nr. 81 Bahnhofstraße wurde eine spätneolithische 
Siedlung ergraben.  
Aufgrund der Nähe zu der genannten Siedlung kann nicht ausgeschlossen werden, dass bei Bodenein-
griffen im Plangebiet weitere Befunde und Funde auftreten.  
Diesbezüglich ist eine qualifizierte Prospektion auf der Gesamtfläche des Plangebietes durch eine Fach-
firma erforderlich. In Abstimmung mit dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege soll die noch ausstehende 
Prospektion im Rahmen der nachgelagerten Genehmigungsverfahren erfolgen. 
 
Aufgrund der vorliegenden gewichtigen städtebaulichen Gründe des Denkmalschutzes wird zum Schutz 
der vermuteten Bodendenkmäler eine entsprechende Festsetzung in den Bebauungsplan aufgenom-
men (s. Kap. 9.9).  
Hinsichtlich der privaten Grundstücke werden die Eigentümer zusätzlich über vertragliche Regelungen 
mit der Stadt Baesweiler zur Sicherung der Belange des Denkmalschutzes verpflichtet.  
 
 
7.6. Schutz vor Starkregenereignissen 
Allgemeines 
Der weltweite Anstieg der Durchschnittstemperaturen (0,8 Grad Celsius in den letzten 100 Jahren) als 
Folge der global anhaltenden Emission von Treibhausgasen führt zu einer spürbaren Änderung des 
weltweiten Klimageschehens mit unterschiedlichen Auswirkungen in den verschiedenen Klimazonen. 
Dabei werden die verschiedenen Regionen Deutschlands, auch aufgrund ihrer natürlichen Gegeben-
heiten, jeweils unterschiedlich betroffen sein. Tatsächlich lassen sich in Deutschland bereits heute ver-
schiedene Klimaveränderungen beobachten, die nach gegenwärtigem Kenntnisstand auf den Klima-
wandel zurückzuführen sind, wie beispielsweise die Erhöhung der Durchschnittstemperatur in Deutsch-
land um mindestens 1 Grad Celsius oder die Zunahme von extremen Hitze- und Niederschlagsereig-
nissen1. 
 
Eine Studie der internationalen Forschergruppe des World Weather Attribution (WWA 2021) zeigt auf, 
dass der Klimawandel die Wahrscheinlichkeit extremer Regenfälle und damit von Hochwasserkata-
strophen erhöhen wird. Laut dieser Studie werden die Starkregenfälle zwischen 3 und 19 % heftiger 

 
1 The National Academies of Sciences, Engineering, Medicine 
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ausfallen und die Wahrscheinlichkeit, dass solche extremen Wetterereignisse eintreten, sich um das 
1,2- bis 9-fache erhöhen. 
 
Dem Schutz vor Hochwasser und Überschwemmungen kommt folglich eine immer größere Bedeutung 
zu. Die maßgeblichen Vorschriften hierzu finden sich im Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Mit der „Ver-
ordnung über die Raumordnung im Bund für einen länderübergreifenden Hochwasserschutz“ 
(BRPHV) vom 19.08.2021 wurde ein bundesweiter Raumordnungsplan aufgestellt. Die dort enthalte-
nen Ziele und Grundsätze sind im Rahmen von Bauleitplanverfahren zu beachten bzw. zu berücksich-
tigen. 
 
Nach dem WHG galten bislang bereits in Überschwemmungsgebieten und Hochwasserrisikogebieten 
baubeschränkende Regelungen zum Schutz vor Hochwasser. 
Der Raumordnungsplan enthält zu beachtende Ziele und im Rahmen der Abwägung zu berücksichti-
gende Grundsätze. Hier ist insbesondere der Grundsatz enthalten, dass in festgesetzten Über-
schwemmungsgebieten Siedlungen entsprechend den Regelungen der §§ 78, 78a WHG nicht erwei-
tert oder neu geplant werden sollen. 
 
Der Raumordnungsplan ist komplementär zum Regelungsregime des Fachrechts, dem WHG, konzi-
piert. Daher erfolgt zum einen für die festgesetzten oder vorläufig gesicherten Überschwemmungsge-
biete sowie die Risikogebiete außerhalb der Überschwemmungsgebiete im Sinne des WHG eine Be-
zugnahme auf die Regelungen des WHG, soweit diese abschließend sind. Diese Regelungen bleiben 
also unberührt. 
 
In der Bauleitplanung sind nach WHG die Belange des Hochwasserschutzes in der Abwägung nach 
§ 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen und geeignete Maßnahmen zur Klimaanpassung vorgesehen. 
 
Planung 
Die Flächen im Plangebiet befinden sich im östlichen Randbereich des Stadtgebietes Baesweiler an-
grenzend an landwirtschaftlich genutzte Flächen. 
 
Das nächstgelegene Oberflächengewässer ist das in einer Entfernung von ca. 1.000 m (Luftlinie) in 
östlicher Richtung befindliche Oidtweiler Fließ. 
 
Das Plangebiet befindet sich nicht in einem festgesetzten Überschwemmungsgebiet, noch sind Auswei-
sungen für den Geltungsbereich in den Risiko- oder Gefahrenkarten nach der Hochwasserrisikoma-
nagement-Richtlinie (HWRM-RL) enthalten. 
 
In dem Kommunensteckbrief der Hochwasserrisikomanagementplanung in NRW (Stand Dezember 
2021) ist darüber hinaus für Baesweiler kein Risikogewässer verzeichnet. Die Kommune wird im Hoch-
wasserrisikomanagementplan als „nicht betroffen“ eingestuft, Maßnahmen sind daher nicht aufgeführt. 
 
Starkregenhinweiskarten/Starkregenkarten liefern ergänzend zu den deutschlandweit verfügbaren 
Hochwassergefahrenkarten und Hochwasserrisikokarten im Rahmen der EU-Hochwasserrahmenricht-
linie wertvolle Informationen auf lokaler Ebene über die mögliche Überflutungsgefahr durch Starkre- 
genereignisse außerhalb von Fließgewässern bei Gebäuden, Unterführungen sowie der allgemeinen 
und kritischen Infrastruktur. 
 
In der Starkregenkarte für NRW wird innerhalb des Geltungsbereiches für ein extremes Starkregener-
eignis lediglich im Bereich des vorhandenen Entwässerungsgrabens im Westen überwiegend eine Was-
serhöhe von 0,1 bis 0,5 m, im mittleren Bereich teilweise 0,5 bis 1,0 m, dargestellt. 
 
Im Zuge der Planung wurde zur Beurteilung der Versickerungsfähigkeit der Böden bereits eine hydro-
geologische Erkundung (Ingenieurgesellschaft Quadriga mbH, Stand Januar 2023) durchgeführt.  
Darüber hinaus wurde zur öffentlichen Auslegung ein dezidiertes Entwässerungskonzept erarbeitet, 
welches angemessene Maßnahmen zur Niederschlagsentwässerung und zum Hochwasserschutz vor-
schlägt. Diese beinhalten u. a. Retentionsmaßnahmen (z. B. Retentionsmulden, Baumbeete mit Re-
tentionsfunktion), Vorgaben für private Grundstücke (z. B. Zisternen, Einleitung des Niederschlagswas-
sers in öffentliche Grünflächen) und Hinweise für den Überflutungsschutz bei Gebäuden.  
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7.7. Verkehr 
Im Hinblick auf die zusätzlichen Verkehre aus dem neuen Baugebiet sowie die geplante Einmündung 
auf die Parkstraße wurden die verkehrlichen Auswirkungen auf die Leistungsfähigkeit des angrenzen-
den Straßennetzes untersucht (BSV Büro für Stadt- und Verkehrsplanung Dr.-Ing. Reinhold Baier 
GmbH, Stand September 2023). 
Zur Beurteilung der vorliegenden verkehrlichen Bestandssituation wurden erstmals im Mai 2017 sowie 
zur Aktualisierung im April 2023 Knotenstromzählungen an den Knotenpunkten Kreisverkehr Jülicher 
Straße/ Aachener Straße/ Max-Beckmann-Straße, Max-Beckmann-Straße/ Parkstraße, Parkstraße/ 
Parkstraße und Bahnhofstraße/ Parkstraße durchgeführt.  
 
Die allgemeine Verkehrsentwicklung im Umfeld des Plangebietes wurde auf Grundlage der zur Verfü-
gung stehenden Daten der Straßenverkehrszählungen beurteilt. Die Zählstellen im direkten Umfeld des 
Plangebietes stellen demnach einen Rückgang der Verkehrsmengen dar. 
Ein Vergleich der Verkehrserhebungsdaten von 2017 und 2023 für den am höchsten belasteten Kno-
tenpunkt Aachener Straße/ Jülicher Straße/ Max-Beckmann-Straße ergibt ebenfalls einen Rückgang 
der Verkehrsmengen. 
Aufgrund der o. g. Verkehrsdaten kann somit davon ausgegangen werden, dass es keine allgemeine 
Steigerung des Verkehrsaufkommens im direkten Umfeld des Plangebietes künftig geben wird. Darüber 
hinaus sind derzeit keine zusätzlichen verkehrsrelevanten Entwicklungen bekannt. Dementsprechend 
wird in der Verkehrsuntersuchung kein gesonderter Prognose-Nullfall betrachtet. Für den Prognose-
Planfall wird auf der sicheren Seite liegend die allgemeine Verkehrsentwicklung als gleichbleibend an-
genommen.  
 
Verkehrsqualitäten 
In der Verkehrsuntersuchung wurde davon ausgegangen, dass ca. 180 Wohneinheiten im Plangebiet 
realisiert werden können.  
Für den Prognose-Planfall wurde ein zusätzliches Verkehrsaufkommen durch die geplante Bebauung 
von etwa 575 Fahrten pro Werktag (288 Kfz/24h Quellverkehr, 288 Kfz/24h Zielverkehr) berücksichtigt. 
Es wurde davon ausgegangen, dass ca. 80 % des Neuverkehrs den direkten Weg über die Parkstraße 
Richtung Aachener Straße wählen und 20 % der Fahrten die Parkstraße in Richtung Norden fahren. 
Der südliche Teil der Parkstraße wird mit 0 % Fahrten angenommen, da hier nur Anlieger fahren dürfen.  
Als Grundlage für die weiteren Berechnungen wurden die Zähldaten der aktuellen Knotenpunktzählun-
gen vom April 2023 verwendet und im Sinne eines Worst-Case-Szenarios wurden die Werte der Spit-
zenstunden aus der Analyse mit den Spitzenstundenwerten aus der Verkehrserzeugung überlagert. 
 
Zur Beurteilung der Auswirkungen der geplanten Bebauung auf die Verkehrsqualität der o. g. Knoten-
punkte wurde die Leistungsfähigkeitsuntersuchung für den Analysefall (2023) und den Prognose-Plan-
fall auf Basis der vormittäglichen und nachmittäglichen Spitzenstunde gemäß dem Handbuch für Be-
messung von Straßenverkehrsanlagen (HBS 2015) durchgeführt.  
Der Knotenpunkt Jülicher Straße/ Aachener Straße/ Max-Bechmann-Straße weist für den Prognosefall 
in der vormittäglichen und nachmittäglichen Spitzenstunde eine Verkehrsqualität der Stufe QSV A (sehr 
gut) auf. 
Am Knotenpunkt Parkstraße/ Parkstraße wird eine Verkehrsqualität der Stufe QSV A/B (sehr gut/ gut) 
sowohl in der vormittäglichen als auch in der nachmittäglichen Spitzenstunde prognostiziert. 
Der Knotenpunkt Bahnhofstraße/Parkstraße weist für den Prognosefall in der vormittäglichen und nach-
mittäglichen Spitzenstunde ebenfalls eine Verkehrsqualität der Stufe QSV A (sehr gut) auf. 
Im Ergebnis wurde festgestellt, dass alle zusätzlichen Verkehre aus dem Plangebiet von den untersuch-
ten Knotenpunkten aufgenommen werden können und nicht zu einer Verschlechterung der Verkehrs-
qualität führen. 
 
Zusätzlich wurde aufgrund der nur einseitigen Erschließung des Plangebietes der Knotenpunkt Aache-
ner Straße/ Parkstraße untersucht. Auf Grundlage der Verkehrserhebung der angrenzenden Knoten-
punkte konnten belastbare Annahmen zum Verkehrsablauf getroffen werden. 
Für die Umlegung der ausfahrenden Kfz aus der Parkstraße wird angenommen, dass ca. 80 % in Rich-
tung Süden auf die Aachener Straße einbiegen (Linksabbieger in Richtung Aachen) und ca. 20 % in 
Richtung Norden (Rechtsabbieger Richtung Setterich). Für die Umlegung der einfahrenden Kfz von der 
Aachener Straße in die Parkstraße wird angenommen, dass jeweils ca. 50 % aus Richtung Norden bzw. 
50 % aus Richtung Süden in die Parkstraße einbiegen.  
Für den Analysefall 2023 ergibt sich sowohl für die vormittägliche als auch nachmittägliche Spitzen-
stunde die Qualitätsstufe QSV B (gut). Im Prognosefall ergibt sich sowohl für die vormittägliche als auch 
nachmittägliche Spitzenstunde ebenfalls Qualitätsstufe QSV B. Im Ergebnis ist davon auszugehen, 
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dass sich der Verkehrsablauf am betrachteten Knotenpunkt aufgrund der zusätzlich erzeugten Verkehre 
aus dem Plangebiet nicht verschlechtert. 
 
Im Ergebnis der Untersuchung ist festzustellen, dass alle untersuchten Knotenpunkte die zusätzlichen 
Verkehre aus dem Plangebiet aufnehmen können, ohne dass eine Verschlechterung der Verkehrsqua-
lität zu erwarten ist. 
 
Straßenräumliche Verträglichkeit Parkstraße 
Die Bewertung der straßenräumlichen Verträglichkeit erfolgt anhand der bestimmten Verkehrsmengen 
im Prognosefall. Für den nördlichen Abschnitt der Parkstraße ergibt sich durch die Umlegung der zu-
sätzlichen Verkehre eine Belastung von ca. 80 bis 120 Kfz-Fahrten in der nachmittäglichen Spitzen-
stunde.  
Der vorhandene Straßenquerschnitt kann als Wohnweg bzw. Wohnstraße bis zu 150 bzw. 400 Kfz pro 
Stunde verträglich aufnehmen. Die Straßenraumbreite von ca. 4,50 m gemeinsamer genutzter Fahr-
bahn wird als ausreichend angesehen, um die zusätzlichen Verkehre aufzunehmen. Für den südlichen 
Abschnitt sind aufgrund der Anlieger-Regelung keine zusätzlichen Verkehre zu erwarten. Im westlichen 
Abschnitt des Knotenpunktes Parkstraße/ Parkstraße ist für die nachmittägliche Spitzenstunde mit 
ca. 100 Kfz zu rechnen. Der vorhandene Straßenquerschnitt ist so dimensioniert, dass der zusätzliche 
Verkehr aufgenommen werden kann. 
 
Bewertung der Zufahrtssituation Parkstraße 
Für die geplante Zufahrt zum Plangebiet am Knotenpunkt Parkstraße/ Parkstraße ist eine Fahrbahn-
breite von 6,0 m vorgesehen. Für den Fußgängerverkehr wird der vorhandene Gehweg auf dem Ge-
lände des angrenzenden Wasserspielplatzes genutzt.  
 

 
 
Geplante Zufahrt zum Plangebiet (Quelle: Ingenieurbüro Achten und Jansen GmbH, Vorentwurfsplanung Verkehrsanlagen, Stand 
Juli 2023) 
 
Die zulässige Höchstgeschwindigkeit für die Zufahrtsbereiche soll auf maximal 30 km/h beschränkt wer-
den. Die Bewertung der Zufahrtsituation erfolgt auf Grundlage der Richtlinien für die Anlage von Stadt-
straßen (RASt 2006).  
Im Kfz-Verkehr gilt der Begegnungsfall Pkw-Lkw (Pkw-Müllfahrzeug) als maßgeblicher Begegnungsfall. 
Für diesen ist die Mindestfahrbahnbreite von 5,0 m bis 5,55 m vorzuhalten. Abschnittsweise sollte die 
Fahrbahnbreite auf ca. 6,0 m aufgeweitet werden, damit eine Begegnung Lkw-Lkw möglich ist. Eine 
durchgehende Fahrbahnbreite von 6,0 m ist nicht empfehlenswert, da dies zu erhöhten Fahrgeschwin-
digkeiten führen kann. Aufgrund dessen ist im Entwurf der Straßenplanung eine Engstelle vorgesehen.  
Für den Fußgängerverkehr ist grundsätzlich eine Mindestbreite von 2,5 m für Gehwege vorzusehen. 
Der einseitig vorhandene Gehweg von mindestens 3,0 m Breite ist aufgrund der Erschließung eines 
Wohngebietes ohne gewerbliche Seitenraumnutzungen als ausreichend anzusehen.  
In Anbetracht der geringeren künftigen Verkehrsmengen und den geringen Geschwindigkeiten des Kfz-
Verkehrs kann der Radverkehr ohne eigene Radverkehrsanlagen auf der Straße geführt werden. 
 
Im Ergebnis wird die geplante Straßenraumaufteilung für die Zufahrt zum Plangebiet als verträglich für 
die zukünftigen Verkehrsmengen bewertet. 
 
 
7.8. Emissionen und Immissionen 
7.8.1. Schall 
Auf das Plangebiet wirken Immissionen aus dem Verkehr der umliegenden Straßen, von dem nördlich 
angrenzenden Sport- und Freizeitpark, von den östlich befindlichen Windenergieanlagen sowie von den 
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umliegenden landwirtschaftlichen und gewerblichen Betrieben ein. Im Rahmen der Schalltechnischen 
Untersuchung zu diesem Bebauungsplan (Büro für Schallschutz Michael Mück, November 2023) wur-
den die maßgeblich einwirkenden Immissionen auf das Plangebiet bzw. auf die Umgebung untersucht.  
 
Straßenverkehrslärm 
Auf das Plangebiet wirken Geräusche aus dem öffentlichen Straßenverkehr der umliegenden Straßen 
(Parkstraße, Aachener Straße, öffentlicher Stellplatz Parkstraße) ein. Im Ergebnis werden die Orientie-
rungswerte der DIN 18005 für Allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts in allen 
betrachteten Geschossen eingehalten.  
 
Straßenverkehrslärm in der Umgebung 
Bei dem Bau oder der wesentlichen Änderung von öffentlichen Straßen ist zum Schutz der Nachbar-
schaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche sicherzustellen, dass die Beur-
teilungspegel die Immissionsgrenzwerte nicht überschreiten. 
 
Diesbezüglich wurden auch die Pegelerhöhungen durch den zusätzlichen Verkehr aus dem Plangebiet 
in der Umgebung untersucht. Die Berechnungen zeigen, dass die Immissionsgrenzwerte der 16. BIm-
SchV für Allgemeine Wohngebiete von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts deutlich eingehalten werden.  
 
Sportlärm 
Nördlich des Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes befindet sich eine Sportanlage mit einem 
Multifunktionsspielfeld und einem Fußballfeld. In nordöstlicher Richtung angrenzend befinden sich sie-
ben Tennis-Außenspielfelder. 
Für die Sportanlage wird der Worst-Case-Fall betrachtet. Hierbei wird angenommen, dass das Rasen-
spielfeld sowie das Multifunktionsfeld im Tagzeitraum innerhalb der Ruhezeit für zwei Stunden durch 
ein Fußballspiel genutzt wird und das nordwestliche Spielfeld zeitgleich in der Ruhezeit durch eine 
Leichtathletikveranstaltung genutzt wird. 
 
Die Immissionen der sieben Tennisfelder im Freien werden nach Vorgaben der VDI 3770 bei freier 
Schallausbreitung berechnet.  
 
Im Ergebnis ist festzustellen, dass die Immissionen durch die umliegenden Sportanlagen die Immissi-
onsrichtwerte der 18. BImSchV (Sportlärm) für Allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) im Geltungsbe-
reich dieses Bebauungsplanes im Tageszeitraum außerhalb sowie innerhalb der abendlichen Ruhezeit 
(werktags 20 bis 22 Uhr) an allen Fassaden und Geschossen einhalten. Der Beurteilungszeitraum der 
abendlichen Ruhezeit ist der ungünstigste Zeitraum und deckt umfänglich die Werktage sowie die Sonn- 
und Feiertage als Worst-Case-Fall ab. Eine Bespielung der Spielfelder im Nachtzeitraum sowie in der 
morgendlichen Ruhezeit ist nicht gegeben. 
 
Freizeitlärm 
Nördlich und nordöstlich des Plangebietes befinden sich mehrere Freizeiteinrichtungen. Hierzu zählen 
ein Crossparcours für Mountain-Bikes, ein Minigolfplatz mit vierzehn Spielfeldern, ein Wasserspielplatz, 
eine Schwimmhalle, ein Skaterpark sowie Bolz- und Basketballfelder. 
 
Die Berechnungen zeigen, dass die Freizeit-Immissionen die Immissionsrichtwerte des Freizeitlärmer-
lasses NRW für ein Allgemeines Wohngebiet von 50 dB(A) im Tageszeitraum während der abendlichen 
Ruhezeit (werktags 20 bis 22 Uhr) im Bebauungsplangebiet einhalten bzw. unterschritten werden. Der 
Beurteilungszeitraum der abendlichen Ruhezeit ist der ungünstigste Zeitraum und deckt umfänglich die 
Werktage sowie die Sonn- und Feiertage als Worst-Case-Fall ab. Eine Nutzung der Freizeiteinrichtun-
gen im Nachtzeitraum ist nicht gegeben. 
 
Gewerbelärm 
Westlich des Plangebietes befinden sich ein Landhandel und ein Kfz-Handel mit Werkstatt und Tank-
stelle. Östlich grenzt ein landwirtschaftlicher Betrieb (Ackerbau) an den Geltungsbereich und weiter in 
östlicher Richtung befindet sich eine Biogasanlage. Noch weiter westlich besteht ein Windpark mit sechs 
Windenergieanlagen. 
 
Im Ergebnis führen die gewerblichen Immissionen ausgehend von den o. g. Betrieben und Anlagen in 
Summe innerhalb des Plangebietes zu keinen Überschreitungen der Immissionsrichtwerte der TA Lärm 
für Allgemeine Wohngebiete (55 dB(A) tags, 40 dB(A) nachts).  
Die Windenergieanlagen wirken im Plangebiet mit Beurteilungspegeln kleiner 34 dB(A) nachts ein. 
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7.8.2. Geruch 
Östlich des Plangebietes befindet sich in ca. 500 m eine Biogasanlage (Biogasanlage Rheinland West), 
die Gerüche emittiert. Angrenzend an das Plangebiet befindet sich östlich zudem ein landwirtschaftli-
cher Betrieb. Da dieser Betrieb keine Tierhaltung betreibt, scheidet er als Geruchsimmissionsquelle aus. 
 
Um mögliche Konflikte im Hinblick auf die geplante Wohnbebauung zu ermitteln, wurde im Rahmen des 
Verfahrens eine Geruchsimmissionsprognose (ACCON GmbH, Mai 2023) erstellt.  
 
Im Ergebnis wurde festgestellt, dass durch den Betrieb der Biogasanlage keine unzumutbaren Geruchs-
belästigungen entstehen. Der für Wohn- und Mischgebiete aufgeführte Immissionsgrenzwert der 
TA Luft von 10 % Geruchsstundenhäufigkeit pro Jahr wird im Plangebiet sicher eingehalten. Der Schutz 
der zukünftigen Bewohner vor unzulässigen Geruchsimmissionen durch den Betrieb der Biogasanlage 
ist somit gewährleistet. 
 
 
7.9. Artenschutz 
Um zu klären, ob durch die spätere Umsetzung der Planung Verstöße gegen die artenschutzrechtlichen 
Verbote des § 44 BNatSchG (besonderer Artenschutz) ausgelöst werden könnten, wurde eine arten-
schutzrechtliche Prüfung (ASP) der Stufe I und II (Büro für Freiraum- und Landschaftsplanung Guido 
Beuster, Stand Februar und September 2022) im Rahmen des Verfahrens durchgeführt. 
 
Im Zuge der durchgeführten ASP I konnten relevante artenschutzrechtliche Betroffenheiten für be-
stimmte planungsrelevante Arten nicht in Gänze ausgeschlossen werden. Aufgrund dessen wurde an-
schließend eine ASP II durchgeführt, in der ermittelt wurde, ob als potenziell betroffen eingestufte pla-
nungsrelevante Arten im Wirkungsbereich des Vorhabens tatsächlich vorkommen, ob und ggf. welche 
artenschutzrechtlich relevanten Betroffenheiten für solche Arten eintreten und welche Maßnahmen zur 
Bewältigung der Konflikte erforderlich sind.  
 
Bei der Vogelkartierung wurden 29 Arten nachgewiesen. Von den nachgewiesenen Brutvogelarten (17) 
sind zwei, die Feldlerche und das Rebhuhn, als planungsrelevant eingestuft. Sieben weitere planungs-
relevante Arten wurden im Untersuchungsgebiet als Gastvögel (Nahrungsgäste, Durchzügler oder über-
fliegend) festgestellt. Hierbei handelt es sich um Drosselrohrsänger, Graureiher, Mäusebussard, Rauch-
schwalbe, Saatkrähe, Star und Turmfalke. 
 
Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen 
Die Artenschutzprüfung kommt zu dem Schluss, dass bei der geplanten wohnbaulichen Entwicklung im 
Geltungsbereich des Bebauungsplangebietes Nr. 111 die nachfolgend aufgeführten Vermeidungsmaß-
nahmen sowie der CEF-Maßnahmen aus artenschutzrechtlicher Sicht erforderlich sind. 
 
V1 Vermeidung der Inanspruchnahme von Gehölzbeständen 
Die im Plangebiet und angrenzend vorhandenen Gehölzbestände sollen nach Möglichkeit erhalten wer-
den. Baubedingte Eingriffe sind an diesen Gehölzen darüber hinaus zu vermeiden.  
 
V2 Vermeidung von Eingriffen in Vegetationsflächen und Gehölze (Bauzeitenregelung) 
Baubedingte Eingriffe in Vegetationsflächen und Gehölze sind zur Vermeidung von Beeinträchtigungen 
von Nestern und Eiern gemäß Artikel 5 der Vogelschutzrichtlinie (VogelSchRL) bzw. Beschädigungen 
oder Zerstörungen von Fortpflanzungsstätten (§ 44 BNatSchG) generell nur außerhalb der Vogelbrutzeit 
(1. Oktober bis zum 28. Februar) zulässig. Abweichungen hiervon sind nach vorhergehender Abstim-
mung mit der Unteren Naturschutzbehörde (UNB) denkbar, wenn vorab gutachterlich festgestellt wurde, 
dass sich im Bereich des Baufeldes keine Vogelbrut befindet. Falls Bruten gefunden werden, sind wei-
tergehende Schutzmaßnahmen vorzusehen. 
 
V3 Minderung von Lichtemissionen 
Bei der Konzeption von Außenbeleuchtungen ist generell eine Reduzierung von Lichtemissionen anzu-
streben. Es sollten insekten- und fledermausverträgliche Leuchtmittel mit geringem Blauanteil verwen-
det werden.  
Die Siedlungsrandbereiche und Grünflächen mit Gehölzen stellen mögliche Leitstrukturen für Nahrungs- 
und Transferflüge von Fledermäusen dar. Die Grünflächen innerhalb des Plangebietes sind darüber 
hinaus potenzielle Nahrungshabitate. In diesen Bereichen sind Lichtemissionen zu minimieren und weit-
reichende Abstrahlungen in Offenlandbereiche zu vermeiden. 
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CEF-Maßnahmen  
Für zwei betroffene Rebhuhn-Reviere im Bereich bzw. im nahen Umfeld des Plangebietes sind infolge 
von Lebensraumverlust sowie bau-, anlage- und betriebsbedingten Störungen Verluste bzw. Funktions-
verluste der jeweiligen Fortpflanzungs-/Ruhestätten zu prognostizieren. Zudem wird von einem mögli-
chen Funktionsverlust eines im Umfeld des Plangebietes befindlichen Feldlerchen-Revieres durch Ku-
lissenwirkung ausgegangen. 
 
Um das Eintreten der Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG zu vermeiden, sind durch vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) in offenen Feldflurbereichen die prognostizierten Lebens-
raumverluste vollständig auszugleichen. 
 
Entsprechende Hinweise zu den naturschutzrechtlich erforderlichen Flächen und Maßnahmen wurden 
zur öffentlichen Auslegung in den Bebauungsplan aufgenommen (s. Kap. 12.9). 
 
Monitoring 
Überwachungs-(Monitoring-) maßnahmen und die Information durch die Behörden gemäß § 4 Abs. 3 
BauGB dienen den Gemeinden zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen, die aufgrund 
der Umsetzung der Bauleitpläne eintreten. Dies dient, um insbesondere unvorhergesehene nachteilige 
Auswirkungen zu ermitteln und Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen (§ 4c BauGB). 
 
Neben der allgemeinen Umweltüberwachung ist, um einen dauerhaften Verstoß gegen die artenschutz-
rechtlichen Verbote zu sichern, ein maßnahmenbezogenes Monitoring unter Einbeziehung der Land-
wirte erforderlich. Mit diesem wird überprüft, inwiefern die vorgesehenen Maßnahmen dauerhaft ihre 
angestrebten Lebensraumfunktionen erfüllen. Hierzu soll ein zweijähriges Monitoring durchgeführt wer-
den. 
 
Das Monitoring der CEF-Maßnahmen ist gemäß § 4c BauGB durch die Stadt Baesweiler sicher zu stel-
len.  
 
Fazit 
Insgesamt ist im Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prüfung der Stufe II festzustellen, dass arten-
schutzrechtliche Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG unter Beachtung und Umsetzung der oben 
aufgeführten Maßnahmen vermeidbar sind und die Umsetzung der Planung aus artenschutzrechtlicher 
Sicht zulässig ist. 
 
 
7.10. Kompensationsmaßnahmen Natur und Landschaft 
Im Rahmen des Verfahrens wurde zur Ermittlung der umweltrelevanten Aspekte ein Umweltbericht an-
gefertigt. Im Zuge dessen wurden auch die Auswirkungen des Eingriffs in Natur und Landschaft ermittelt 
und bilanziert (siehe Umweltbericht mit integriertem Landschaftspflegerischem Begleitplan). 
 
Im Ergebnis der Bilanzierung entsteht bei Umsetzung der Planung ein Defizit in Höhe von 92.284,5 
Ökologischen Werteinheiten (ÖW). 
Durch die o. g. CEF-Maßnahmen erfolgt gleichzeitig eine ökologische Aufwertung der bisher intensiv 
genutzten Ackerflächen von insgesamt 175.328 ÖW. Damit ist das ökologische Defizit aus der Umset-
zung der Planung vollständig kompensiert. Es verbleibt ein Überschuss von 75.338,5 ÖW.  
 
 
 
8. Städtebauliches Konzept  

8.1. Leitidee, Bebauungs- und Erschließungskonzept 
Auf Grundlage einer umfänglichen Analyse der örtlichen Gegebenheiten wurden diverse konzeptionelle 
Überlegungen und verschiedene Entwurfsansätze erarbeitet. Das daraus abgeleitete städtebauliche 
Konzept ermöglicht ein flexibles, städtebauliches System mit klar ablesbaren Stadträumen und Baufel-
dern als robuste Grundstruktur, welches sich in die Umgebung einfügt und eine schrittweise Entwicklung 
der Fläche zulässt. 
 
Die Integration des neuen Quartiers in das bestehende Siedlungsgefüge und die Vernetzung mit dem 
Ortskern von Baesweiler ist hierbei von besonderer Wichtigkeit. Des Weiteren ist die Verzahnung und 
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Vernetzung des Plangebietes mit dem östlich gelegenen Landschaftsraum für die Entwicklung der Flä-
che ebenfalls von besonderer Bedeutung, um keine Barrierewirkung entstehen zu lassen. 
 
In dem neuen Baugebiet soll ein vielfältiges Wohnungsangebot etabliert werden. Neben klassischen 
Ein- und Zweifamilienhäusern sollen auch Angebote für Hausgruppen, Geschosswohnungsbau, preis-
günstige Wohnungen für unterschiedliche Zielgruppen, Mehrgenerationen- und seniorengerechtes 
Wohnen geschaffen werden.  
 
Das Konzept sieht für die Haupterschließung des Baugebietes eine Anbindung südlich des bestehenden 
Sportparks in Verlängerung der nördlichen Parkstraße vor. Hierfür wird der vorhandene Wirtschaftsweg 
bis zum Abzweig in das Gebiet ausgebaut. Von Norden führt eine Erschließungsstraße parallel zur 
Parkstraße Richtung Süden. An dem ersten querenden Wirtschaftsweg in Verlängerung der Straße „Zur 
Lohe“ ist eine Platzfläche vorgesehen. Von dieser Platzfläche führt die Erschließungsstraße versetzt 
weiter Richtung Süden. An dem dann folgenden querenden Wirtschaftsweg soll eine weitere Platzfläche 
entstehen, von welcher eine Ringstraße ausgeht und den südlichen dritten Abschnitt des Plangebietes 
erschließt. Von dieser Ringstraße führt im Westen ein Stich auf den südlich querenden Wirtschaftsweg 
in Verlängerung der Siersdorfer Straße. Dieser Stich ist für die Ausfahrt von Müll- und Rettungsfahrzeu-
gen vorgesehen, eine Befahrbarkeit durch den motorisierten Individualverkehr (MIV) ist hier nicht beab-
sichtigt.  
 
Die Zufahrt zum landwirtschaftlichen Betrieb bleibt erhalten, wird in die Planung integriert und innerhalb 
des Geltungsbereiches auf 6,0 m Breite ausgebaut. 
 
Die Erschließungsstraßen sind im Mischprinzip mit einem Querschnitt von überwiegend 10,0 m vorge-
sehen, um hier Besucherstellplätze in Kombination mit einer hinreichenden Anzahl an Bäumen und 
Beeten zu ermöglichen. Diese dienen neben der Gestaltung und Gliederung des Straßenraums und der 
Schaffung von Aufenthaltsqualität auch Retentionszwecken. 
 
Die als Quartiersplätze qualitativ hochwertig gestalteten Platzflächen sollen neben den verkehrlichen 
Aspekten auch dem Aufenthalt und mit Baumbeeten der Retention dienen.  
 
Mit Hilfe von fußläufigen Anbindungen und Vernetzungen über die bestehenden Wirtschaftswege von 
Westen nach Osten, über den bestehenden Weg innerhalb des westlichen Grünstreifens, über die ge-
planten Erschließungsstraßen sowie über die in den öffentlichen Grünflächen vorgesehenen Fußwege 
soll das neue Quartier in alle Richtungen mit dem bestehenden Siedlungsbereich und dem angrenzen-
den Landschaftsraum verzahnt werden. Eine wesentliche Geste stellen hierbei die „grünen Trittsteine“ 
dar, die das gesamte Quartier durchziehen und in den Landschaftsraum leiten. 
 
Das Thema „Verkehrswende“ und „nachhaltige Mobilität“ wird vor dem Hintergrund des Klimaschutzes 
immer bedeutsamer. Im Hinblick auf die Vermeidung von Treibhausgasemissionen ist ein Richtungs-
wechsel in der Verkehrspolitik und ein Wandel der Art und Weise, wie wir uns fortbewegen, erforderlich. 
Die Verkehrswende soll zu einem grundlegenden Umbau des Verkehrssystems und einem Umstieg der 
Gesellschaft auf umweltfreundliche Mobilität führen. 
Das Konzept beinhaltet eine für den Rad- und Fußverkehr sehr attraktive Anbindung, sowohl an Frei-
zeitangeboten als auch an den ÖPNV und das Baesweiler Zentrum (z. B. über die Bahnstraße). 
Einen Beitrag zur Verkehrswende können quartiersnahe Mobilstationen leisten, da sie verschiedene 
Mobilitätsangebote an einem Standort verknüpfen. Damit ist das Ziel verbunden, multimodales Ver-
kehrsverhalten zu unterstützen, also den Übergang zwischen verschiedenen Verkehrsmitteln zu verein-
fachen, umweltverträgliche Transportmittel zu stärken und eine Mobilität ohne eigenen Pkw zu ermög-
lichen. 
In dem vorliegenden städtebaulichen Konzept soll im nördlichen Bereich des Plangebietes eine Fläche 
für zentrale Infrastrukturangebote, z. B. eine Mobilstation, ggf. ergänzt um eine Quartiersgarage/ Park-
plätze vorgesehen werden, um in diesem Bereich die Nähe zum ÖPNV dafür zu nutzen, alternative 
Mobilitätsangebote zu unterbreiten. An dieser Stelle ist auch von einer Nutzung der geplanten Mobilsta-
tionsangebote durch Besucher des Sportparks sowie des angrenzenden bestehenden Siedlungsberei-
ches auszugehen. In dieser Mobilstation können beispielsweise Stellplätze für Car- und Bikesharing, E-
Roller, E-Scooter sowie für Lastenfahrräder und Ladestationen für Pkw und Fahrräder eingerichtet wer-
den. Die Lage eignet sich ebenfalls zur Unterbringung von Containern für Altpapier und Glas, einer 
Paketstation oder ähnlicher Dienstleistungen. Um den künftigen Bewohnern auch in den südlichen Be-
reichen des neuen Quartiers einen leichteren Zugang zu einer nachhaltigen Mobilität zu ermöglichen 
und den Parkverkehr zu bündeln, könnte im Bereich des südlichen Quartiersplatzes eine weitere Park-
möglichkeit, ggf. ergänzt um weitere Dienstleistungen errichtet werden.  
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Das städtebauliche Konzept sieht im Norden des Plangebietes Hof- bzw. Angerstrukturen vor, in denen 
ein Mix aus Geschosswohnungsbau mit Miet- und Eigentumswohnungen für unterschiedliche Zielgrup-
pen, Mehrgenerationen- und seniorengerechtes Wohnen oder andere besondere Wohnformen wie z. B. 
Wohngruppen bis hin zu kleineren Hausgruppen/ Reihenhäusern möglich sein soll. Hier soll das ge-
meinschaftliche Wohnen im Vordergrund stehen. Um in diesem Bereich private und gemeinschaftliche 
Freiflächen qualitätvoll gestalten zu können, soll die Unterbringung des ruhenden Verkehrs dezentral in 
einer Quartiersgarage bzw. Quartiersstellplätzen im Entréebereich des Quartiers gegenüber dem Sport-
park erfolgen. 
 
Weitere Hof- bzw. Angerstrukturen mit hochwertig verdichtetem Wohnungsbau sind auch im weiteren 
Quartier im Bereich der Plätze vorgesehen. Die Verdichtung sorgt für eine Belebung der Quartiersplätze 
und folglich für mehr Lebensqualität der Bewohner. Darüber hinaus kann durch eine Belebung insbe-
sondere im Bereich der öffentlichen Räume die soziale Kontrolle erhöht werden. 
 
Im Entwurf ist eine maßvolle städtebauliche Dichte vorgesehen, die sich an den bestehenden Strukturen 
in der Umgebung orientiert und einen geeigneten Übergang in die Landschaft bildet. Es sind durchgän-
gig zwei Vollgeschosse, ergänzt um ein Dach- bzw. Staffelgeschoss vorgesehen. Die Festsetzung von 
First- und Traufhöhen soll dafür eine angepasste Ausnutzbarkeit sicherstellen.  
 
In Gänze soll die Entwicklung unverwechselbarer städtebaulicher Räume in dem neuen Gebiet zu ei-
nem attraktiven Wohnumfeld beitragen und ein lebenswertes Quartier schaffen. 
Im gesamten Quartier ist ein nachhaltiges Bauen sowohl in Bezug auf Energie, Baustoffe, Qualität, 
soziale Mischung als auch die flexible Nutzbarkeit von Grundrissen und öffentlichen Freiflächen wün-
schenswert. 
 
 
8.2. Grün- und Freiraumkonzept 
Wesentliche Elemente der Grün- und Freiraumgestaltung des Plangebietes sind der bestehende Grün-
streifen im Westen zwischen der vorhandenen Bebauung der Parkstraße und den geplanten Grundstü-
cken, die grünen Bänder im Osten zur Eingrünung des Gebietes im Übergang zur freien Landschaft 
sowie die „grünen Trittsteine“ und die Quartiersplätze innerhalb des neuen Wohnquartiers, welche zur 
Durchgrünung des Quartiers beitragen. Neben der Funktion als Naherholung und Aufenthalt für die 
Bewohner sollen diese Flächen auch der Regenrückhaltung und -speicherung sowie dem ökologischen 
Ausgleich dienen. Alle Grün- und Freiflächen sind mit Fuß- und Radwegen untereinander, mit dem be-
stehenden Siedlungsbereich und mit dem angrenzenden Freiraum vernetzt. 
 
 
8.3. Entwässerungskonzept 
Um dem Klimaschutz Rechnung zu tragen und einen Schutz vor Starkregen und Überschwemmungen 
zu schaffen, soll im Plangebiet das Prinzip einer wassersensiblen Stadt (Schwammstadt) zur Anwen-
dung kommen. Dieses Prinzip basiert auf der Idee, möglichst viel anfallendes Niederschlagswasser vor 
Ort aufzunehmen, zu speichern und es genau dort auch dem Regenwasserkreislauf wieder zuzuführen, 
anstatt es lediglich zu kanalisieren und abzuleiten. Das gespeicherte Wasser kann zudem durch den 
Verdunstungseffekt in Trockenperioden zusätzlich für Kühlung sorgen und der Entstehung von Hitzein-
seln vorbeugen. 
Der Klimawandel wird das Problem des Hitzestresses in Städten weiter verschärfen. Neben zunehmen-
den Starkniederschlägen werden auch lange Hitzeperioden eine Herausforderung für die Siedlungs-
wasserwirtschaft werden. Erst das Zusammenspiel aus verschiedenen Maßnahmen macht die wasser-
sensible Stadtentwicklung leistungsfähig.  
 
Im Rahmen des Verfahrens wurde ein dezidiertes Entwässerungskonzept erstellt (Ingenieurbüro Achten 
und Jansen GmbH, September 2023). Der Fokus des Konzeptes liegt in dem Ziel, trotz der ungünstigen 
Bodenverhältnisse möglichst viel Niederschlagswasser an Ort und Stelle zu nutzen und nach Möglich-
keit dem ökologischen Kreislauf wieder zuzuführen.  
Hierzu soll u. a. das unbelastete Niederschlagswasser der Dachflächen auf jedem Grundstück in Re-
tentionszisternen gesammelt werden und mit einer Brauchwassernutzungsanlage (z. B. für Toiletten-
spülung, Gartenbewässerung etc.) kombiniert werden. Im östlichen Bereich des Plangebietes müssen 
zudem alle rückwärtigen Dachflächen in den Regenwasserkanal der östlich befindlichen öffentlichen 
Grünflächen entwässern, welcher wiederum in die dort geplanten Retentionsmulden entwässert bzw. 
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versickert. Diese Mulden dienen darüber hinaus der Ableitung des Niederschlagswassers aus dem öst-
lich angrenzenden Außengebiet (landwirtschaftlich genutzte Flächen). In den drei vorgesehenen Ab-
schnitten der Grünflächen sind jeweils dezentrale Mulden-Rigolen-Versickerungssysteme vorgesehen. 
Die öffentlichen Grünflächen inklusive der Entwässerungssysteme werden seitens der Stadt Baesweiler 
dauerhaft unterhalten und somit die Funktionsfähigkeit sichergestellt.  
Das erforderliche Volumen und die Mindestgröße der Sohlfläche wurden für jede Mulde berechnet. Auf-
grund der vorgesehenen Tiefe der Retentionsmulden können Abflüsse von Regenereignissen mit einer 
Wiederkehrzeit von > 100 Jahren aufgefangen werden. Die größte Mulde im Norden soll den Großteil 
des Abflusses aus dem Außengebiet aufnehmen. Hier wird für den Überlastungsfall ein konstruktiver 
Überlauf an den Mischwasser-Kanal vorgesehen.  
Die Mulden sollen naturnah gestaltet und bepflanzt werden, sodass diese Bereiche auch der Naherho-
lung dienen können.  
 
Klimaresilienz 
Um künftig den Änderungen des Klimas mit z. B. der Häufigkeit und Intensität von Starkregenereignis-
sen begegnen zu können, sollte entweder zusätzlicher Puffer oder Flächen für eine Erweiterungsmög-
lichkeit der Retentionsmulden eingeplant werden. Zudem wird gutachterlich empfohlen, dass die Ein-
gangsbereiche der Gebäude grundsätzlich mindestens 15 cm höher als das umgebende Gelände sein 
sollen und alle unterhalb dieser Höhe liegenden Öffnungen einschließlich der Kellerschächte wasser-
dicht ausgebildet werden sollen.  
 
Klimabeete  
Für die Straßenbäume sind Klimabaumbeete vorgesehen. Die üblichen Substratkörper für den Wurzel-
raum eines Straßenbaumes umfassen ein Volumen von ca. 12 m³. Für das Plangebiet werden die Sub-
stratkörper auf ca. 30 m³ vergrößert. Der größere Substratkörper verbessert die Versorgung des Bau-
mes und lässt größere Kronendurchmesser zu, die der Verschattung dienen und das Mikroklima ver-
bessern. 
Das Niederschlagswasser wird oberflächlich über die Entwässerungsrinne im Straßenraum dem tiefer-
liegenden Baumbeet zugeleitet und auf der Baumscheibe zur Versickerung gebracht. Bei Stark- oder 
langanhaltendem Regen wird übertretenes Wasser einem anschließenden Ablaufkörper zugeleitet. 
Staunässe aufgrund des bindigen Untergrundes wird über eine Drainage dem MW-Kanal zugeführt. Für 
diese Klimabaumbeete ist ein entsprechend größerer Platzbedarf im Straßenraum erforderlich, um den 
notwendigen Unterflurbereich zur Verfügung zu stellen.  
 
Alternierend zu den Klimabaumbeeten werden Tiefbeete ohne Baum mit bodennaher Bepflanzung an-
geordnet, die ebenfalls über einfließendes Niederschlagswasser zusätzlich versorgt werden. Über-
schüssiges Wasser wird über eine Drainage der nächsten Baumrigole zugeführt. Die versetzt angeord-
neten Beete dienen darüber hinaus der gewünschten Geschwindigkeitsdämpfung im verkehrsberuhig-
ten Straßenraum.  
 
Auf den geplanten Quartiersplätzen sind jeweils vier Baumstandorte vorgesehen, welche ebenfalls mit 
dem Niederschlagswasser der Straßen versorgt werden sollen. Um auch hier eine Staunässe in den 
Baumbeeten zu vermeiden, ist eine Drainage mit Überlaufmöglichkeit an den Mischwasser-Kanal vor-
gesehen. 
 
Die Baumrigolen und Tiefbeete dienen der Straßenentwässerung und wurden aufgrund dessen in die 
Höhenplanung integriert. Damit die Umsetzung dieses Systems gesichert ist, werden die Standorte der 
Beete im Bebauungsplan festgesetzt.  
 
 
8.4. Konzept zur Wärmeversorgung 
Im Rahmen einer Studie (Konzept zur Wärmeversorgung, ratioplan GmbH, Oktober 2023) wurden für 
das geplante Baugebiet erste Wärmeversorgungskonzepte aufgestellt und überschlägig betrachtet. Es 
wurden nachfolgend genannte Varianten untersucht:  

• Kaltes Quellnetz mit dezentralen Wärmepumpen (Variante A) 

• Warmes Netz (Variante B) 

• Gleitendes Wärmenetz (Variante C) 

Die Ergebnisse beruhen dabei auf einer Vielzahl von Annahmen, welche es im weiteren Planungsver-
lauf zu aktualisieren und präzisieren gilt.  



21 

In einer anknüpfenden Machbarkeitsstudie sollten im Weiteren neben den Kosten auch die Größe der 
verschiedenen Wärmeerzeuger untersucht werden.  
 
Die zentrale Wärmeversorgung mittels Anschlusses der Gebäude an ein Wärmenetz ist technisch und 
wirtschaftlich zu empfehlen und bringt gegenüber dezentraler Wärmeversorgung eine Reihe von Vor-
teilen. Diese sind z. B.:  

• Flexibilität hinsichtlich besserer Technologien oder Energieträger in der Zukunft (es muss nur 
an einer Stelle geändert werden und nicht in jedem Wohnhaus),  

• geringere Wärmekosten als bei dezentraler Versorgung, 

• Vermeidung lokaler Emissionen von Schall (z. B. Wärmepumpen) und Rauch (z. B. Holzpellet-
kessel). 

 
Aus Sicht der Gutachter ergeben sich folgende Empfehlungen für die weitere Planung:  

• Ermöglichung einer zentralen, leitungsgebundenen Wärmeversorgung als Alternative zur de-
zentralen Wärmeversorgung,  

• die Vorhaltung einer Fläche zur Errichtung einer Technik-Zentrale mit einer Grundfläche von 
ca. 100 m² und 

• ausreichende Straßenquerschnitte für Wärmeleitungen mit einer maximalen Trassenbreite von 
80 cm. 

 
Bei der Erarbeitung der Straßenplanung und des Bebauungsplanes wurden die o. g. Empfehlungen 
umfassend berücksichtigt. 
 
 
 
9. Planungsrechtliche Festsetzungen 

9.1. Art der baulichen Nutzung  
Allgemeines Wohngebiet (Teilbereiche WA 1 bis WA 4) 
Entsprechend der überwiegenden Struktur des angrenzenden Siedlungsbereiches sowie der Festset-
zungen in den Bebauungsplänen Nr. 45 „Parkstraße“ und Nr. 81 „Bahnhofstraße II“ sollen die Flächen 
im Plangebiet gemäß § 4 BauNVO als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt werden. Sie dienen damit 
vorwiegend dem Wohnen.  
 
Im festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet (Teilbereiche WA 1 bis WA 4) werden die ausnahmsweise 
zulässigen Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe sowie 
Tankstellen als Nutzung ausgeschlossen. 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes und Anlagen für Verwaltungen sind nicht zulässig, da die für 
solche Nutzungen wirtschaftlich notwendige Flächenausdehnung dem Ziel eines durchgrünten und of-
fenen Wohngebietes im Übergang zur freien Landschaft widerspricht. Darüber hinaus würden das Pla-
nungsgebiet und die umliegenden Wohngebiete durch zusätzlichen Verkehr belastet. 
Gartenbaubetriebe sind aufgrund ihrer betrieblich notwendigen Ausdehnung und Flächeninanspruch-
nahme, des Verkehrsaufkommens und der damit verbundenen Immissionen an diesem Standort nicht 
verträglich und werden daher ausgeschlossen. 
Tankstellen sind unzulässig, da von diesen Nutzungen Immissionen (Lärm, Geruch, Luftschadstoffe) 
ausgehen, die nach der Eigenart des Wohngebietes unzumutbar sind. Zudem ist zu befürchten, dass 
derartige Anlagen gebietsfremden Verkehr in das Gebiet ziehen. Die vorhandenen sowie die geplanten 
Erschließungsstraßen sind für solche Verkehre nicht dimensioniert. 
 
Im Bereich der Zufahrt in das Plangebiet im Nordwesten ist eine Fläche ausgewiesen (WA 1), die neben 
der gemeinschaftlichen Unterbringung des ruhenden Verkehrs aus dem Plangebiet in einem Parkdeck 
oder einer Quartiersgarage auch der Einrichtung einer Mobilitätsstation mit Sharing-Angeboten, La-
destationen und Fahrradabstellanlagen dienen soll. Darüber hinaus sind ausnahmsweise Nebenanla-
gen für die Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme, Wasser etc. sowie zur Ableitung von Abwasser 
zulässig. 
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9.2. Maß der baulichen Nutzung  
Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzungen von Grundflächenzahlen (GRZ), die Zahl 
der zulässigen Vollgeschosse (zwingend) sowie durch maximale Gebäudehöhen bestimmt. 
 
9.2.1.  Grundflächenzahl (GRZ) 
Die im Bebauungsplanentwurf für das Allgemeine Wohngebiet Teilbereiche WA 2 bis WA 4 festgesetzte 
GRZ von 0,4 orientiert sich an der bestehenden Bebauung in der näheren Umgebung und schafft somit 
einen harmonischen Übergang zum Bestand. Die Festsetzung hält zudem die Orientierungswerte für 
die Obergrenzen des § 17 BauNVO für Allgemeine Wohngebiete ein. 
 
Die im Bebauungsplanentwurf für das Allgemeine Wohngebiet Teilbereich WA 1 festgesetzte GRZ von 
0,8 ermöglicht eine entsprechend dichtere Bebauung, z. B. zur Errichtung einer Fläche für das gemein-
schaftliche Parken (Quartiersgarage, Parkpalette), Flächen für z. B. die Wärmeversorgung und für eine 
Mobilstation. Die Überschreitung der Orientierungswerte für Obergrenzen des § 17 BauNVO sind im 
vorliegenden Fall vertretbar, da sie zur Reduzierung und Bündelung des ruhenden Verkehrs im Plan-
gebiet und damit einer höheren Aufenthaltsqualität dienen sowie die erforderliche Verkehrswende er-
möglichen. 
Die festgesetzte, zulässige Grundflächenzahl von 0,4 für das allgemeine Wohngebiet Teilbereiche WA 2 
bis 4 darf gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO durch die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit ihren 
Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und von baulichen Anlagen unterhalb der Gelän-
deoberfläche bis zu 50 vom Hundert, d.h. im vorliegenden Fall bis zu einer Grundflächenzahl von 0,6, 
überschritten werden. Damit wird die maximale Versiegelung auf das durch die Baunutzungsverordnung 
regelmäßig zulässige Maß beschränkt und somit dem Bodenschutz Rechnung getragen. 
 
9.2.2.  Zahl der Vollgeschosse 
Um ein städtebaulich harmonisches Gesamtbild zu schaffen, wird für das Allgemeine Wohngebiet Teil-
bereiche WA 2 bis 4 eine zwingende Zweigeschossigkeit festgesetzt. Auf diese Weise kann eine dem 
neuen Wohnquartier angemessene Höhenentwicklung sichergestellt und gezielt gesteuert werden. Mit 
dieser Festsetzung soll vermieden werden, dass zum einen einzelne Gebäude innerhalb des Plange-
bietes übermäßig herausragen und das für das Ortsbild verträgliche Maß der baulichen Nutzung über-
schreiten. Zum anderen soll die zwingende Zweigeschossigkeit zu einer flächensparenderen Bauweise 
beitragen und somit dem Bodenschutz Rechnung tragen. Vor dem Hintergrund der Knappheit von 
neuem Wohnbauland und dem Gebot eines maßvollen Umgangs mit Grund und Boden ist eine effizi-
ente Nutzung von verfügbaren Flächen von besonderer Wichtigkeit. 
 
9.2.3.  Höhe baulicher Anlagen 
Zusätzlich zur Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse werden für die zu errichtenden Gebäude Hö-
henfestsetzungen getroffen, um die Höhenentwicklung des Baugebietes auf ein städtebaulich verträg-
liches Maß sicher zu begrenzen. 
 
Als städtebaulich wirksame Faktoren werden die Höhe der maximalen Oberkante des Fertigfußbodens 
der Erdgeschosse, die minimale und maximale Höhe der Traufe und die maximale Firsthöhe bei ge-
neigten Dächern, die maximale Attikahöhe bei Flachdächern sowie die Höhe der maximalen Oberkante 
von Tiefgaragen und ihren Zufahrten, jeweils bezogen auf den nächstgelegenen Referenzpunkt (ge-
messen in Meter über Normalhöhennull) bzw. auf die vorhandene oder genehmigte Geländeoberfläche, 
festgesetzt. Die Referenzpunkte wurden aus dem Entwurf der Straßenplanung übernommen und be-
ziehen sich auf die an die Grundstücke angrenzenden Straßenhöhen. Die Referenzpunkte sind in der 
Planzeichnung zeichnerisch hinweislich dargestellt.  
Darüber hinaus ist aus Gründen des Überflutungsschutzes auch die minimale Höhe der Oberkante des 
Fertigfußbodens der Erdgeschosse festgesetzt.  
 
9.2.4.  Technische Aufbauten 
Es wird für den geplanten Stadterweiterungsbereich angestrebt, die Dachlandschaft der Neubebauung 
nicht wesentlich durch zusätzliche Aufbauten auf den Dächern zu beeinträchtigen.   
 
Damit Technikaufbauten und Anlagen sowie Treppenhäuser und Aufzüge städtebaulich nur in geringem 
Umfang in Erscheinung treten, dürfen sie eine maximale Höhe von 1,5 m über der tatsächlich gebauten 
First- bzw. Attikahöhe nicht überschreiten. Nur in Ausnahmefällen dürfen technische Aufbauten und 
Anlagen, Treppenhäuser und Aufzüge die festgesetzten maximalen First- bzw. Attikahöhen bis zu einer 
Höhe von maximal 1,5 m überschreiten.  
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Die o. g. Aufbauten und Anlagen sind um das Maß ihrer Höhe von dem darunterliegenden Geschoss 
zurückzusetzen. Die Festsetzung einer maximalen Höhe in Kombination mit dem Mindestrücksprung 
sichert, dass die Aufbauten visuell für den Betrachter von der Straße aus nur geringfügig in Erscheinung 
treten.  
 
Zusätzlich dürfen die Grundflächen der technischen Aufbauten und Anlagen sowie Treppenhäuser und 
Aufzüge 15% der jeweiligen obersten Dachfläche nicht überschreiten. Diese Festsetzung trägt dazu 
bei, dass diese Aufbauten sich auch in der Flächenausdehnung dem gesamten Baukörper deutlich un-
terordnen.  
Anlagen für regenerative Energiegewinnung sind von dieser Festsetzung ausgenommen, um die Nut-
zung regenerativer Energien flächenmäßig nicht einzuschränken und somit dem Klimaschutz Rechnung 
zu tragen.  
 
 
Mit den Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung wird sichergestellt, dass ein städtebaulich har-
monisches Gesamtbild im neuen Siedlungsbereich entsteht und sich die Gebäude an der geplanten 
Höhenlage der Straße orientieren. 
 
 
9.3. Bauweise 
9.3.1.  Offene Bauweise, Einzel- und Doppelhäuser 
Als Bauweise wird entsprechend dem städtebaulichen Ziel einer orts- und regionaltypischen Bebauung 
im Übergang zur freien Landschaft und der damit verbundenen aufgelockerten Bauweise im 
Allgemeinen Wohngebiet Teilbereiche WA 1 bis 4 eine offene Bauweise festgesetzt. 
 
Im Rahmen dieser Festsetzung besteht neben freistehenden Ein- und Zweifamilienhäusern auch die 
Möglichkeit zur Errichtung von Hausgruppen, Mehrfamilienhäusern, seniorengerechtem und 
generationenübergreifendem Wohnraum, geförderten Wohnungen und innovativen zukunftsweisenden 
Wohnformen.  
Eine im Teilbereich WA 1 mögliche Quartiersgarage oder ein Parkdeck mit Mobilstation und dergleichen 
ist mit der Festsetzung einer offenen Bauweise ebenfalls vereinbar. 
 
Mittels der durch o. g. Festsetzung zu erzielenden aufgelockerten Baudichte werden Blickbeziehungen 
zwischen den Baukörpern hindurch in die freie Landschaft gesichert und ein harmonischer Übergang 
zwischen den bestehenden bebauten Ortslagen und dem Landschaftsraum erreicht. 
 
9.3.2.  Baugrenzen, überbaubare Grundstücksflächen 
Zur Sicherstellung der notwendigen städtebaulichen Ordnung werden auf Basis des städtebaulichen 
Entwurfs die zulässigen überbaubaren Grundstücksflächen gemäß § 23 BauNVO durch Baugrenzen 
bestimmt.   
 
Zur Gewährleistung einer jeweiligen individuellen architektonischen Ausprägung der Gebäude und dem 
städtebaulichen Entwurf entsprechend sind die Baugrenzen mit mindestens 14,0 m ausreichend tief 
dimensioniert.  
 
Im Allgemeinen Wohngebiet Teilbereich WA 2 sind die Tiefen der überbaubaren Grundstücksflächen 
mit 18,0 bis 22,0 m großzügiger dimensioniert, um dort Mehrfamilienhäuser mit unterschiedlichen 
Grundrissen u. a. auch in Form von sozial gefördertem Wohnungsbau oder innovative Wohnformen zu 
ermöglichen.   
 
Im Allgemeinen Wohngebiet Teilbereich WA 1 ist die überbaubare Grundstücksfläche mit einem 
Abstand von den Grenzen von 5,0 m großzügig dimensioniert, sodass hier die Möglichkeit zur 
Errichtung einer Quartiersgarage oder eines Parkdecks gegeben ist.  
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind so angeordnet, dass die Umsetzung der städtebaulichen 
Ideen einer qualitätvollen, nachhaltigen Stadterweiterung und Ortsrandarrondierung möglich und 
darüber hinaus ausreichend Spielraum für die Gestaltung und Gliederung der künftigen Baukörper 
sichergestellt ist. 
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9.3.3.  Überschreitung der Baugrenzen 
Das Überschreiten der von den öffentlichen Verkehrsflächen abgewandten Baugrenzen durch Terras-
sen, Terrassenüberdachungen und Abgrabungen ist bis zu einer maximalen Tiefe von 3,0 m zulässig.  
Diese Festsetzung bietet eine städtebauliche Lösung, um die individuelle bauliche Freiheit unter Beibe-
haltung der angestrebten städtebaulichen Ordnung sicherzustellen.   
 
Die o. g. Begrenzung auf 3,0 m in Verbindung mit der Festsetzung der Grundflächenzahl dient ferner 
dazu, die maximale Versiegelung auf ein verträgliches Maß zu begrenzen und somit dem Bodenschutz 
Rechnung zu tragen.   
Trotz dieser Beschränkungen ist noch ausreichend Spielraum für die künftigen Bauherren gegeben. 
 
 
9.4. Größe der Baugrundstücke 
Um dem städtebaulichen Ziel eines durchgrünten Wohngebietes Rechnung zu tragen und eine verträg-
liche städtebauliche Dichte zu gewährleisten, werden im gesamten Plangebiet Mindestgrundstücksgrö-
ßen festgesetzt. Die angestrebten Wohnqualitäten können mit den festgesetzten Mindestgrößen (min-
destens 350 qm für Einzelhausbebauung, 300 qm für Doppelhausbebauung und 240 qm für Hausgrup-
pen) realisiert werden. Die durch o. g. Festsetzungen möglichen Grundstückszuschnitte entsprechen 
den städtebaulichen Randbedingungen in der Stadt Baesweiler und dem städtebaulichen Ziel einer orts- 
und regionaltypischen Bebauung im Übergang zur freien Landschaft und der damit verbundenen auf-
gelockerten Bauweise. 
 
 
9.5. Stellplätze, Carports, Garagen und Tiefgaragen 
Um die städtebauliche Einheit des neuen Siedlungsbereiches sicherzustellen, soll der öffentliche Stra-
ßenraum insbesondere von den angrenzenden privaten Vorgärten geprägt sein. Um dieses städtebau-
liche Ziel sicherzustellen, werden entsprechende Festsetzungen im Hinblick auf die Unterbringung von 
Stellplätzen, Carports, Garagen und Tiefgaragen getroffen.  
 
Diesbezüglich sind innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes Teilbereich WA 4 Garagen, Carports und 
Stellplätze nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sowie in den mit „St / Ga“ festgesetzten 
Flächen zulässig. Ausnahmsweise können Stellplätze bei Doppelhäusern in den Vorgärten zugelassen 
werden, da Doppelhäuser lediglich an einer Seite des Grundstücks über die Möglichkeit zum Nachweis 
der Stellplätze verfügen.  
 
Der festgesetzte Abstand zwischen Garagentoren und der Straßenbegrenzungslinie von mindestens 
5 m soll dafür sorgen, dass beim Einfahren in die Garage der Verkehrsfluss auf der angrenzenden 
Straße nicht behindert wird. Zudem kann diese Fläche zum Nachweis eines notwendigen Stellplatzes 
genutzt werden.  
 
Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes Teilbereiche WA 2 und 3 sind oberirdische Stellplätze nur 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sowie in den mit „St“ festgesetzten Flächen zulässig. 
Garagen und Carports sind hier nicht zulässig. Hierbei handelt es sich um die Teilbereiche, in denen 
Geschosswohnungsbau oder innovative Wohnformen vorgesehen sind und eine dementsprechende 
Anzahl Stellplätze untergebracht werden muss. Um eine Anordnung der Stellplätze entlang der reprä-
sentativen öffentlichen Straßenverkehrsflächen möglichst zu vermeiden, bzw. zu steuern wird eine Be-
schränkung der Zulässigkeit auf die entsprechend bezeichneten Flächen in kompakter Form vorgenom-
men. Garagen und Carports sind aufgrund der dort erforderlich hohen Anzahl nicht zulässig.  
Des Weiteren gilt diese Regelung auch für Hausgruppen. Hier sind aufgrund der fehlenden seitlichen 
Abstandsflächen zwischen den Gebäuden Flächen für Stellplätze zwischen den überbaubaren Grund-
stücksflächen und der Straßenverkehrsfläche ausgewiesen. Hiermit kann sichergestellt werden, dass 
die notwendigen Stellplätze auf dem jeweiligen Grundstück nachgewiesen werden können.  
 
Um insbesondere bei Geschosswohnungsbauten die Nutzung der oberirdischen Freiflächen für die Be-
wohner zu ermöglichen, ist die Errichtung von Tiefgaragen und ihren Zufahrten innerhalb und außerhalb 
der überbaubaren Grundstücksflächen generell zulässig.  
 
Um den künftigen Eigentümern im Plangebiet die Möglichkeit zu bieten, zusätzliche Stellplätze nach-
weisen zu können, ist, wie oben bereits beschrieben, im nördlichen Bereich des Plangebietes (Teilbe-
reich WA 1) die Anlage von gemeinschaftlichem Parken (Quartiersgarage, Parkpalette) vorgesehen. So 
kann ein Teil des ruhenden Verkehrs im Entréebereich des Gebietes gebündelt, die Verkehrsbelastung 
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innerhalb des Wohngebietes reduziert werden und den Belangen der privaten Eigentümer Rechnung 
getragen werden.  
 
 
9.6. Nebenanlagen 
Aufgrund der besonderen städtebaulichen Wirkung auf den öffentlichen Raum sind in den mit ///// ge-
kennzeichneten Bereichen (Vorgärten) außer Fahrradabstellanlagen, Einrichtungen für Müllbehälter 
und Pergolen keine Nebenanlagen i. S. d. § 14 BauNVO zulässig. 
Auf den übrigen Grundstücksflächen sind Nebenanlagen allgemein zulässig. Sie dürfen jedoch eine An-
lagenhöhe von 2,5 m und ein Volumen in ihrer Summe von 40 cbm nicht überschreiten. 
Mit dieser Festsetzung wird der aus ökologischen Gründen geforderten Minimierung der Bodenversie-
gelung Rechnung getragen. Mit der maximalen Anlagenhöhe wird sichergestellt, dass die Nebenanla-
gen sich den Hauptbaukörpern deutlich unterordnen. 
 
Um die gewünschte Unterbringung der der Versorgung des Baugebietes mit Elektrizität, Gas, Wärme 
und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienenden Nebenanlagen sicherzustellen, sind diese 
innerhalb des nördlichen Baufeldes (WA 1) ausnahmsweise zulässig.  
 
 
9.7. Beschränkung der Zahl der Wohneinheiten 
In den Teilbereichen des Allgemeinen Wohngebietes WA 3 und 4 wird eine höchstzulässige Zahl der 
Wohnungen in Wohngebäuden gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB von 2 Wohnungen festgesetzt. Dies 
ermöglicht die gewünschte städtebauliche Entwicklung von Einzel- und Doppelhäusern bzw. Hausgrup-
pen in diesen Teilbereichen, welches der orts- und regionaltypischen Bebauung entspricht. Durch den 
Ausschluss einer übermäßigen Verdichtung wird der städtebaulichen Situation im Plangebiet innerhalb 
des randlich des Zentrums von Baesweiler gelegenen Kontextes Rechnung getragen. Eine darüberhin-
ausgehende Verdichtung in dem Gebiet und die hierdurch entstehenden zusätzlichen Verkehre wären 
für die umliegenden Siedlungsbereiche nicht vertretbar.  
 
Um den angestrebten geförderten Geschosswohnungsbau oder andere innovative Wohnformen in ent-
sprechend wirtschaftlicher Größe zu ermöglichen, wird die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in 
Wohngebäuden in dem Teilbereich WA 2 auf maximal 8 festgesetzt. 
 
 
9.8. Wohnraumförderung 
Für die Teilbereiche WA 2.2 und 2.4 wird festgesetzt, dass nur Gebäude errichtet werden dürfen, die 
mit Mitteln der sozialen Wohnraumförderung gefördert werden könnten. Zweck einer solchen Festset-
zung ist es, dass Wohngebäude, die auf den betreffenden Flächen errichtet werden, die gebäudebezo-
genen Voraussetzungen für die soziale Wohnraumförderung erfüllen. Ausschlaggebend für die Zuläs-
sigkeit von Wohngebäuden auf diesen Flächen ist also nicht die tatsächliche Förderung, sondern allein 
die Förderfähigkeit. In der Stadt Baesweiler besteht dringender Bedarf nach preiswertem und geförder-
tem Wohnraum, der insbesondere im Neubau hergestellt werden soll. Der gestiegenen Nachfrage nach 
preiswertem Wohnraum soll damit nicht nur stadtweit, sondern vor allem auch im Rahmen des vorlie-
genden Bebauungsplanes zur östlichen Abrundung der Ortslage Baesweiler nachgekommen werden. 
Die für eine mögliche soziale Wohnraumförderung festgesetzten Teilbereiche befinden sich punktuell 
eingestreut an geeigneten Stellen im Plangebiet. Die eine Fläche befindet sich südlich des Sportparks 
(WA 2.2) und die zweite Fläche (WA 2.4) im Bereich des südlichen Quartiersplatzes auf der westlichen 
Seite südlich der in diesem Bereich festgesetzten öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Parkanlage 1. Auf diese Weise wird einer möglichen sozialen Isolation vorgebeugt und die Durchmi-
schung des neuen Wohnquartiers gefördert.  
 
 
9.9. Flächen die von Bebauung freizuhalten sind - Denkmalschutz 
Im Hinblick auf die im Plangebiet vermuteten Bodendenkmäler (s. Kap. 7.5) soll nach Abstimmung mit 
dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege eine qualifizierte Prospektion auf der Gesamtfläche des Plan-
gebietes durchgeführt werden. Diese Prospektion kann im Rahmen der nachgelagerten Genehmigungs-
verfahren erfolgen. 
Um sicherzustellen, dass die Flächen im Plangebiet entsprechend untersucht werden, wird im Bebau-
ungsplan festgesetzt, dass innerhalb des Geltungsbereiches bauliche Anlagen und Eingriffe in den Bo-
den unterhalb der Geländeoberfläche nicht zulässig sind. Um eine besondere Härte zu vermeiden, 
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gleichwohl aber sicherzustellen, dass dem Denkmalschutz Rechnung getragen wird, können in Abstim-
mung mit den zuständigen Fachbehörden Ausnahmen von den getroffenen Festsetzungen zugelassen 
werden, sofern im Rahmen der baurechtlichen Verfahren gutachterlich nachgewiesen wird, dass keine 
Bodendenkmäler im Sinne des § 2 Abs. 5 DSchG NRW vorhanden sind. 
 
Nach dieser Festsetzung ist die Errichtung der geforderten Zisternen auf den Grundstücken nach ent-
sprechender Prüfung auf Bodendenkmäler möglich. Da die Zisternen von ihrer Größe überschaubar 
sein werden, sind auch die zu erwartenden Kosten für die denkmalrechtliche Überprüfung als zumutbar 
einzustufen.  
Im Zuge der Errichtung der öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen wird die entsprechend erforderliche 
Prüfung durch die Stadt Baesweiler sichergestellt. 
Hinsichtlich der privaten Grundstücke werden die Eigentümer zusätzlich über vertragliche Regelungen 
mit der Stadt Baesweiler zur Sicherung der Belange des Denkmalschutzes verpflichtet. 
 
Mit der o. g. Festsetzung und der daraus resultierenden Vorgehensweise sowie den zusätzlichen ver-
traglichen Regelungen wird dem Denkmalschutz umfassend Rechnung getragen und der Bauherr nicht 
unzumutbar eingeschränkt. 
 
 
9.10. Verkehrsflächen 
9.10.1. Straßenverkehrsflächen 
Zur Sicherstellung der Erschließung des Plangebietes werden die geplanten Straßen im neuen 
Siedlungsbereich als öffentliche Straßenverkehrsflächen festgesetzt.  
 
Die Dimensionierung der Flächen wird so gewählt, dass die Erschließung gesichert ist, notwendige 
öffentliche Stellplätze innerhalb der Verkehrsflächen unterzubringen sind und die Befahrbarkeit durch 
Rettungs- und Müllfahrzeuge gewährleistet ist. Zudem sind die Verkehrsflächen so ausgelegt, dass alle 
Versorgungsleitungen sowie die Anlagen und Einrichtungen für die Niederschlagsentwässerung (s. 
Kap. 8.3) in den Verkehrsflächen untergebracht werden können. Die Verkehrsflächen werden in Gänze 
auf das erforderliche Maß reduziert, um u. a. dem Ziel eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden 
Rechnung zu tragen.  
Die beiden vorgesehenen Quartiersplätze sind großzügig dimensioniert, um allen Belangen wie der 
Entwässerung, der Unterbringung von öffentlichen Stellplätzen, den verkehrlichen Belangen, der 
Begrünung sowie einer hohen Aufenthaltsqualität gerecht werden zu können.  
 
9.10.2. Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung: Fuß-, Rad- und Wirtschaftsweg 
Um eine engmaschige Vernetzung des neuen Siedlungsbereiches mit dem bestehenden Siedlungsbe-
reich und dem angrenzenden Landschaftsraum für Fußgänger und Radfahrer zu schaffen, werden in 
Verlängerung der geplanten Straßenverkehrsflächen im Westen und Osten Verkehrsflächen besonde-
rer Zweckbestimmung „Fuß-, Rad- und Wirtschaftsweg“ festgesetzt. Ein weiterer Fuß- und Radweg wird 
in Verlängerung der Stichstraße im Südosten in die öffentliche Grünfläche festgesetzt. Der bestehende 
Wirtschaftsweg im Südwesten wird innerhalb des Geltungsbereiches auch als Verkehrsfläche beson-
derer Zweckbestimmung „Fuß-, Rad- und Wirtschaftsweg“ gesichert. 
Auf diese Weise können direkte fuß- und radläufige Verbindungen gesichert und damit die Erreichbar-
keit von zentralen Nutzungen und Haltestellen des ÖPNV verbessert werden. 
 
Zur Sicherung der Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen sind alle Verkehrs-
flächen besonderer Zweckbestimmung auch mit der zusätzlichen Zweckbestimmung „Wirtschaftsweg“ 
festgesetzt. Die Wirtschaftswege zu den angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen bleiben somit in 
gleicher Anzahl entsprechend dem Bestand erhalten. Dementsprechend ist auch die Erreichbarkeit der 
östlich an das Plangebiet angrenzenden landwirtschaftlichen Hofstelle weiterhin sichergestellt.  
 
9.10.3. Pflanzstandorte 
Die im Entwässerungskonzept vorgesehenen Klimabeete (s. Kap. 8.3) dienen der Straßenentwässe-
rung und wurden dementsprechend in die Höhenplanung der Straßen integriert. Damit die Umsetzung 
dieses Systems gesichert ist, werden die Standorte der Beete im Bebauungsplan zeichnerisch festge-
setzt. Um im Rahmen der späteren Umsetzung der Planung ausreichend Flexibilität in Zusammenhang 
mit den Grundstückszufahrten gewährleisten zu können, dürfen die Pflanzstandorte in der Örtlichkeit 
bis zu 2 m abweichen.  
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9.11. Flächen für Versorgungsanlagen 
Im Plangebiet sind zur Versorgung mit Elektrizität jeweils in Verlängerung der Straßen „Zur Lohe“ und 
der südlich davon vorhandenen Verbindung zur Parkstraße angrenzend an die festgesetzten öffentli-
chen Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Baumreihe“ zwei Flächen für Versorgungsanlagen mit 
der Zweckbestimmung „Elektrizität“ zeichnerisch festgesetzt. Hier sollen Transformatorenstationen für 
die Versorgung des Plangebietes mit Elektrizität errichtet werden. 
 
 
9.12. Flächen zur Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser 
Die im Entwässerungskonzept (s. Kap. 8.3) berechneten Retentionsmulden innerhalb der östlich fest-
gesetzten öffentlichen Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Ortsrandeingrünung, Retentionsmulden, 
Naturerfahrungsraum“ werden abschnittsweise mit den Mindestvolumina und der Mindestgröße für die 
Sohlflächen im Bebauungsplan festgesetzt und damit gesichert.  
Die letztendliche Ausgestaltung der Retentionsmulden in Zusammenhang mit der Bepflanzung erfolgt 
im Rahmen der Entwurfs- und Ausführungsplanung.  
 
 
9.13. Öffentliche Grünflächen 
Die für die Durchgrünung des Plangebietes vorgesehenen Grünstrukturen, die Retentionsbereiche so-
wie die zur Ortsrandeingrünung vorgesehenen Flächen werden als öffentliche Grünflächen gesichert. 
 
9.13.1. Öffentliche Grünfläche Zweckbestimmung: Parkanlage 
Die in der Grün- und Freiraumgestaltung vorgesehenen „grünen Trittsteine“ sollen u. a. der Naherholung 
und zur Kompensation dienen und werden dementsprechend als öffentliche Grünflächen mit der Zweck-
bestimmung „Parkanlage“ festgesetzt. Siehe hierzu auch (s. Kap. 8.2). 
 
9.13.2. Öffentliche Grünfläche Zweckbestimmung: Baumreihe 
Die bestehende Baumreihe am westlichen Rand des Plangebietes ist dauerhaft zu erhalten und wäh-
rend der Bautätigkeiten vor Beschädigungen zu schützen. Die DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflan-
zenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ ist zu beachten und anzuwenden. 
 
9.13.3. Öffentliche Grünfläche Zweckbestimmung: Ortsrandeingrünung, Retention, Naturerfah-

rungsraum 
Der östliche Grünzug soll neben der Ortsrandeingrünung, der Naherholung, der Niederschlagsentwäs-
serung auch dem ökologischen Ausgleich dienen. Um die vielfältigen Nutzungen zu sichern, wird dieser 
Grünzug als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Ortsrandeingrünung, Retention, Naturer-
fahrungsraum“ festgesetzt. Siehe hierzu auch (s. Kap. 8.2). 
 
 
9.14. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft  
Der durch diesen Bebauungsplan vorbereitete Eingriff in Natur und Landschaft wurde im Rahmen des 
Verfahrens untersucht und bewertet. Dies beinhaltet sowohl die Bewertung des Bestandes, als auch 
des geplanten Eingriffs in Natur und Landschaft. Die daraus resultierenden Maßnahmen zum ökologi-
schen Ausgleich werden im Bebauungsplan entsprechend festgesetzt.  
 
9.14.1. Stellplatzflächen, Zufahrten und private Wege 
Um die Flächenversiegelung im Plangebiet auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken, sollen 
auf den Grundstücken Stellplätze und deren Zufahrten sowie private Wege mit wasser- und luftdurch-
lässigen Materialien (Rasengittersteine, Fugenpflaster etc.) ausgeführt werden. Mit dieser Festsetzung 
wird dem Schutz des Bodens Rechnung getragen. 
 
9.14.2. Bäume und Strauchgehölze Parkanlage 
Die „grünen Trittsteine“ sollen neben der Naherholung und dem Aufenthalt auch dem ökologischen Aus-
gleich dienen. Aufgrund dessen sind in diesen Bereichen lebensraumtypische Bäume und Strauchge-
hölze zu pflanzen.  
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9.14.3. Ortsrandeingrünung 
Innerhalb des östlichen Grünzuges sind die vorgesehenen Retentionsmulden mit einer Regiosaatgut-
mischung für das Westdeutsche Tiefland einzusäen und dauerhaft zu erhalten. Zur Ortsrandeingrünung 
und zum ökologischen Ausgleich sind darüber hinaus in diesen Bereichen ebenfalls lebensraumtypi-
sche Strauchgehölze und Bäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.  
 
Die detaillierte Ausgestaltung der Parkanlage und der Ortsrandeingrünung erfolgt im Rahmen der nach-
folgenden Planungsebenen bis zur Ausführungsplanung und wird durch die Stadt Baesweiler gesichert.  
 
 
9.15. Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umweltauswirkungen durch Geräusche 
Wie bereits in Kapitel 7.8 beschrieben, wirken Immissionen aus dem Verkehr der umliegenden Straßen, 
von dem nördlich angrenzenden Sport- und Freizeitpark, von den östlich befindlichen Windenergiean-
lagen sowie von den umliegenden landwirtschaftlichen und gewerblichen Betrieben auf das Plangebiet 
ein.  
Im Rahmen der Schalltechnischen Untersuchung zu diesem Bebauungsplan wurden entsprechende 
Schallschutzmaßnahmen empfohlen, die im vorliegenden Bebauungsplan umgesetzt werden.  
 
Aktiver Schallschutz 
Zum Schutz gegen Schall ist grundsätzlich eine Vielzahl von Maßnahmen möglich. Diese werden un-
terschieden in aktive Maßnahmen (bezogen auf die Schallquelle bzw. die Schallausbreitung) und pas-
sive Maßnahmen (bezogen auf die Empfängerseite). 
Grundsätzlich ist aktiven Schallschutzmaßnahmen (Schallschutzwände, -wälle oder lärmoptimierte 
Straßenbeläge) der Vorrang vor passiven Schallschutzmaßnahmen einzuräumen. 
Aufgrund der Vielzahl der vorliegenden Lärmquellen aus unterschiedlichen Richtungen ist es nicht mög-
lich, eine Lärmminderung zweckmäßig und sinnvoll durch Lärmschutzwände oder -wälle zu erreichen. 
Darüber hinaus würden aktive Schallschutzmaßnahmen städtebaulich nicht gewünschte Barrierewir-
kungen an diesem innenstadtnahen Standort erzeugen.  
Demzufolge stellt im vorliegenden Fall aktiver Schallschutz unter Wahrung der Verhältnismäßigkeit und 
im Hinblick auf die städtebaulichen Belange (s. Kap. 6) keine Lösung dar. 
 
Passiver Schallschutz 
Sofern aktive Schallschutzmaßnahmen keinen ausreichenden Schallschutz erfüllen können, technisch 
nicht realisierbar sind, städtebauliche nicht vertretbar sind oder der Aufwand nicht im Verhältnis zum 
objektbezogenen Nutzen steht, ist auf ergänzende, respektive alleinige passive Schallschutzmaßnah-
men zurückzugreifen. Diese Vorgehensweise entspricht dem § 41 Abs. 2 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG). 
Demzufolge ist im vorliegenden Fall passiver Schallschutz für die betroffenen Gebäude vorgesehen. 
 
9.15.1. Lärmpegelbereiche 
Aufgrund der erforderlichen Darstellung des worst-case wurden die Beurteilungspegel auf Grundlage 
der freien Schallausbreitung berechnet. 
 
Für die unterschiedlichen Lärmquellen werden gemäß der DIN 4109 für die Festlegung der erforderli-
chen Luftschalldämmung von Außenbauteilen gegenüber Außenlärm jeweils angepasste Mess- und 
Beurteilungsverfahren angegeben, die den unterschiedlichen akustischen Wirkungen der Lärmarten 
Rechnung tragen und im Regelfall rechnerisch ermittelt werden. Maßgeblich ist jeweils die Lärmbelas-
tung derjenigen Tageszeit, die die höhere Anforderung ergibt. 
Im Ergebnis wurde im vorliegenden Fall der resultierende maßgebliche Außenlärmpegel aus den Au-
ßenlärmpegeln Straßenverkehr, Sport, Freizeit und Gewerbe ermittelt. Im Sinne einer Vereinfachung 
werden dabei entsprechend der Norm die unterschiedlichen Definitionen der einzelnen maßgeblichen 
Außenlärmpegel in Kauf genommen.  
In Abhängigkeit der nach DIN 4109 im Bebauungsplan festgesetzten Lärmpegelbereiche (resultierender 
maßgeblicher Außenlärmpegel) ergeben sich im nachfolgenden bauordnungsrechtlichen Verfahren die 
individuellen Anforderungen an die Luftschalldämmung der Außenbauteile. 
Für die geplante Wohnnutzung ergeben sich maximale Anforderungen an die Schalldämmung der Au-
ßenbauteile bei freier Schallausbreitung im ungünstigsten Fall (worst-case) entsprechend des Lärmpe-
gelbereiches III (resultierender maßgeblicher Außenlärmpegel 61 bis 65 dB(A)). Hierzu ist im Bebau-
ungsplan entsprechend der Vorgaben der Schalltechnischen Untersuchung ein kleiner Bereich im Nord-
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osten des Plangebietes ausgewiesen. Der übrige überwiegende Teil des Plangebietes liegt im Lärmpe-
gelbereich II (resultierender maßgeblicher Außenlärmpegel 56 bis 60 dB(A)). Die Anforderungen, die 
sich bei maßgeblichen Außenlärmpegeln von weniger als 60 dB(A) ergeben, werden bereits durch die 
aktuellen Anforderungen des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) bei üblicher Massivbauweise erfüllt. 
 
9.15.2. Ausnahmen 
Um eine unnötige Härte für künftige Bauherren auszuschließen, können in Abstimmung mit den zustän-
digen Fachbehörden Ausnahmen von den Festsetzungen zu den Lärmpegelbereichen zugelassen wer-
den, wenn gutachterlich nachgewiesen wird, dass die tatsächliche Lärmbelastung (z. B. durch Ab-
schirmwirkung anderer Gebäude, Anordnung schutzbedürftiger Bereiche zur lärmabgewandten Gebäu-
deseite) geringer sind oder andere geeignete Maßnahmen ausreichen. 
 
 
9.16. Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung sowie Anpflanzungen von Bäumen, 

Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
9.16.1. Erhalt bestehende Baumreihe 
Die bereits in Kap. 8.2 beschriebene Baumreihe am westlichen Rand des Plangebietes ist dauerhaft zu 
erhalten. Sollten Bäume in diesem Bereich abgängig sein oder aus Gründen der Verkehrssicherungs-
pflicht entfernt werden, müssen diese durch einen Baum der gleichen Art oder durch einen Baum aus 
der beispielhaft den textlichen Festsetzungen beigefügten Pflanzliste ersetzt werden.  
Mit dieser Festsetzung in Zusammenhang mit der Ausweisung als öffentliche Grünfläche kann die raum-
wirksame Baumreihe auf Dauer gesichert werden.  
 
9.16.2. Straßenbäume 
Zur Gestaltung und Gliederung des Straßenraumes sind innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen 
i.V.m. den geplanten Stellplätzen eine Mindestanzahl (19) von gebietsheimischen Laubbäumen zu 
pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Standorte der Bäume sind durch die Klimabeete vorgegeben 
(s. Kap. 8.3).  
Um im Rahmen der späteren Umsetzung der Planung ausreichend Flexibilität in Zusammenhang mit 
den Grundstückszufahrten gewährleisten zu können, dürfen die Pflanzstandorte in der Örtlichkeit bis zu 
2 m abweichen.  
 
9.16.3. Dachbegrünung 
Zur Stärkung des durchgrünten Charakters des Plangebietes, zur Verringerung der Aufheizung von 
Gebäuden, zur Speicherung des Niederschlagswassers sowie zur Verbesserung des Mikroklimas sind 
Dachgauben bis 35°Dachneigung und Dächer von Nebenanlagen (z. B. Geräteschuppen, Gartenhäu-
ser) sowie Carports und Garagen mit einer standortgerechten Vegetation mindestens extensiv zu be-
grünen. 
Um die Begrünung und Bepflanzung dauerhaft zu sichern, ist das Substrat für die Begrünung entspre-
chend der jeweils bei Eingang des Bauantrages eingeführten Fassung der Dachbegrünungsrichtlinie 
FLL (Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V.) vorzusehen. 
 
Mit Dachbegrünungen kann die ökologische Funktion der Dachflächen aufgewertet und eine hohe Qua-
lität des städtebaulichen Gesamterscheinungsbildes des Quartiers erzielt werden. Zudem wird mit die-
ser Festsetzung ein Beitrag zur Niederschlagswasserrückhaltung, zur Minimierung der Niederschlags-
abflussspitzen (Starkregen) sowie zum Klima- und Artenschutz geleistet. 
Darüber hinaus bietet ein Gründach Schutz für die Dachabdichtung, es kann die Kosten bei gesplitteter 
Abwassergebühr mindern, es kann bei einer hybriden Dachnutzung den Ertrag von Photovoltaikanlagen 
steigern und bietet einen besseren Schutz vor Hitze und Kälte als ein herkömmliches Schwarzdach.  
 
Aufgrund der o. g. positiven Eigenschaften und Auswirkungen von Gründächern sind diese auch auf 
den Hauptgebäuden wünschenswert.  
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10. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Die Qualität des neuen Wohngebietes im landschaftlich reizvollen ländlichen Bereich soll nachhaltig 
gewährleistet, ein harmonisches Siedlungsgefüge sichergestellt und eine zeitgemäße, moderne Archi-
tektur ermöglicht werden.  
 
Gebäude, Dachaufbauten und Einfriedungen tragen zum wirksamen Erscheinungsbild von öffentlichen 
Räumen bei. Das optische Zusammenspiel der einzelnen Komponenten entscheidet hierbei über den 
Charakter und somit die Attraktivität eines Quartiers. Nur aufeinander abgestimmte oder gleiche Grund-
regeln ergeben zusammen ein harmonisches Siedlungsbild. 
 
Um die Qualität des neuen Quartiers zu gewährleisten, sollen einige grundsätzliche Gestaltungsvorga-
ben zur zukünftigen Bebauung als Gestaltungsvorschriften festgesetzt werden. Diese Festsetzungen 
sind darüber hinaus für die zukünftigen Bauherren und Bewohner eine Sicherheit für den gestalterischen 
Rahmen ihres direkten Umfeldes. 
 
 
10.1. Fassaden und Außenwände 
Die Gestaltung der Fassaden und Außenwände ist für die Wirkung eines Gebäudes im öffentlichen 
Raum von besonderer Bedeutung. Die Neubebauung sollte im Kontext der gewachsenen Stadtstruktur 
verträglich gestaltet werden. Zudem entscheidet das optische Zusammenspiel benachbarter Fassaden 
über den Charakter und somit die Attraktivität eines Quartiers. Nur aufeinander abgestimmte oder glei-
che Grundregeln ergeben zusammen ein harmonisches Stadtbild. 
 
In den angrenzenden Siedlungsbereichen sind überwiegend Ziegel- und Putzfassaden bzw. kombi-
nierte Ziegel-/ Putzfassaden vorhanden. Dementsprechend sind als Material für die Fassaden und Au-
ßenwände von Gebäuden und Gebäudeteilen Ziegel und Putz zulässig. Um ausreichend Flexibilität für 
die künftigen Bauherren zu bieten, sind auch untergeordnet vorkommende Materialien wie Holz und 
Glas zulässig. 
 
Darüber hinaus ist die Verwendung von glänzenden oder glasierten Materialien unzulässig. Solche op-
tisch dominant wirkenden Materialien sind für das Orts- und Landschaftsbild unverträglich.  
 
Hinsichtlich der Klimaanpassung und zur Sicherung eines einheitlichen Siedlungsbildes sind im Plan-
gebiet nur helle Farben (helle Sandfarben, Weiß, Hellgrau, Beige) für die Fassaden und Außenwände 
zulässig. Für Holzfassaden ist auch der Naturton des jeweiligen Holzes zulässig. 
 
Die o. g. Festsetzungen erlauben neben der Konzentration auf wenige Materialien und Gestaltungsele-
mente, welche eine Ensemblewirkung erzeugen können, gleichzeitig Möglichkeiten der individuellen 
Ausformulierung von einzelnen Gebäudecharakteren. 
 
 
10.2. Anlagen für Kälte- und Klimatechnik sowie Luft-Wärme-Technik 
Die öffentlichen Straßenräume sind in Wohnquartieren insbesondere von den Vorgärten und den zu 
diesen Straßenräumen ausgerichteten Fassanden und Dächern geprägt. Um den öffentlichen Straßen-
raum einheitlich und qualitätvoll zu gestalten und damit einen Beitrag zu einem hochwertigen und at-
traktiven Wohnumfeld zu leisten, werden Anlagen für Kälte- und Klimatechnik sowie Luft-Wärme-Tech-
nik (Klimaanlagen, Wärmepumpen etc.) im Bereich der Vorgärten sowie an Fassaden und auf Dächern, 
die zu den öffentlichen Straßenräumen ausgerichtet sind, ausgeschlossen. 
 
 
10.3. Dächer 
10.3.1. Dachformen/ Dachneigung 
Neben der Fassade als „Gesicht zur Straße“ bildet der Baukörper mit seinem Volumen, seiner Dach-
form, seiner Stellung zur Straße und seiner Höhe das wesentliche bauliche Gestaltungselement der 
Stadt. Neben dem Stellenwert der Dachformen für die Fernwirkung entscheidet die Dachneigung im 
Stadtbild über Harmonie oder Missklang der einzelnen Baukörper untereinander. 
 
Da Krüppelwalm- und Tonnendächer nicht orts- bzw. regionaltypisch sind, sind diese nicht zulässig. 
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Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes Teilbereich WA 2 bis 4 sind für Gebäude Sattel-, Walm- und 
Zeltdächer mit einer Dachneigung von 23 bis 45 Grad sowie Pult- und Flachdächer zulässig.  
Im Teilbereich WA 1 sind aufgrund der dort vorgesehenen ggf. größeren Gebäude oder Anlagen, wie 
beispielsweise gemeinschaftliches Parken in einer Quartiersgarage oder einer Parkpalette, nur Flach-
dächer zulässig. Mit dieser Festsetzung kann eine optische Erhöhung infolge eines geneigten Daches 
vermieden werden.  
 
Die städtebaulich weniger wirksamen Garagen, Terrassenüberdachungen und Nebenanlagen i. S. des 
§ 14 BauNVO sowie zulässige von der Straße abgewandte Dächer auf Anbauten wie z. B. Wintergärten 
können auch mit flach geneigtem Dach (maximal 20°) errichtet werden. 
 
10.3.2. Angleichung Gebäude 
Die Dachform von Gebäuden prägt die Gestalt der Bebauung in erheblichem Maß. Aufgrund dessen 
sind bei aneinandergrenzenden Gebäuden straßenseitig die Firsthöhe, Traufhöhe und Dachneigung 
anzugleichen. Dies unterstreicht insbesondere bei Doppelhäusern und Hausgruppen zusätzlich die ge-
stalterische Einheit dieser Bauform und erzeugt ein einheitliches Siedlungsbild. 
 
10.3.3. Dachaufbauten/ Dacheinschnitte 
Da das Dach eines Hauses die Architektur des Gebäudes wesentlich bestimmt, soll die klare Struktur 
der Dachform im Vordergrund stehen. Des Weiteren soll vermieden werden, dass durch die Dimension 
von Dachaufbauten über die jeweils festgesetzte Geschossigkeit in den Baugebieten hinaus optisch ein 
weiteres Geschoss wahrgenommen wird.  
Diesbezüglich wird festgesetzt, dass die Summe der Ansichtsbreiten von Dachaufbauten (Dachgauben, 
Quergiebeln und Nebengiebeln etc.) und Dacheinschnitten (Loggien etc.) 50 % der Breite der zugehö-
rigen Dachfläche nicht überschreiten darf. Zudem darf die Ansichtsbreite von Zwerchgiebeln nicht brei-
ter sein, als ein Drittel der zugehörigen Fassade. 
 
Darüber hinaus gibt es Festsetzungen bzgl. der Trauf- und Firsthöhe der Dachaufbauten sowie deren 
Lage unterhalb des Firstes. Im Hinblick auf Dachaufbauten wird für Flachdachgauben eine um ca. einen 
Meter geringere Höhe als für Dachaufbauten mit geneigten Dächern festgesetzt. Diese Festsetzung soll 
sicherstellen, dass die massive Wirkung von Dachaufbauten mit Flachdächern gegenüber Dachaufbau-
ten mit geneigten Dächern gemindert wird. 
 
Um zu verhindern, dass mehrere Geschosse in einem Dach untergebracht werden und damit die Dach-
landschaft erheblich gestört wird, sind zudem Dachgauben in mehreren Ebenen des Daches nicht zu-
lässig. 
 
10.3.4. Dacheindeckung 
Neben Fassaden, Außenwänden und Dachform, ist auch die Dacheindeckung für die Wirkung eines 
Gebäudes von besonderer städtebaulicher Bedeutung. Um ein einheitliches Siedlungsbild zu erreichen, 
sind die gesamten Dachflächen eines Gebäudes oder von aneinandergrenzenden Gebäuden in dersel-
ben Farbe auszuführen. 
 
Die Verwendung von glänzenden oder glasierten Materialien ist unzulässig, da solche optisch dominant 
wirkenden Materialien für das Orts- und Landschaftsbild unverträglich sind. Ausgenommen hiervon sind 
Zinkeindeckungen, untergeordnete Glasflächen bzw. glasähnliche Flächen sowie Anlagen zur regene-
rativen Energiegewinnung. 
 
 
10.4. Einfriedungen 
Die Festsetzung zu Einfriedungen dient in erster Linie dazu, den besonders durch Vorgärten geprägten 
öffentlichen Straßenraum einheitlich und qualitätvoll zu gestalten und damit einen Beitrag zu einem 
hochwertigen und attraktiven Wohnumfeld zu leisten. Ein weiterer Aspekt zur Sicherung eines 
qualitätvollen öffentlichen Raumes ist die Zulässigkeit offener Einfriedungen (Zäune) nur in Verbindung 
mit deren Begrünung. 
 
Mit der Höhenbeschränkung von Einfriedungen in den Vorgartenbereichen bis maximal 1,0 m soll bei 
gleichzeitigem Schutz des Vorgartens ein Blickkontakt zur Förderung der nachbarschaftlichen 
Kontaktaufnahme ermöglicht werden. 
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Mit der Höhenbeschränkung von Einfriedungen entlang der übrigen öffentlichen Straßenräume sowie 
der Fuß- und Radwege bis maximal 1,6 m sollen einerseits die Erdgeschosswohnungen und seitlichen 
Gärten vor Einblicken geschützt werden und andererseits ein qualitätsvoller und übersichtlicher, 
öffentlicher Straßenraum entstehen.  
Um den Bewohnern der Erdgeschosse Sichtschutzmöglichkeiten zu bieten, aber gleichzeitig 
Barrierewirkungen innerhalb des Wohnquartieres zu vermeiden, sind entlang der sonstigen 
Grundstücksgrenzen transparente Metallgitterzäune, transparente Holzzäune und/ oder Laubhecken 
bis zu einer Höhe von 2,0 m zulässig. 
 
Grundsätzlich sind neben Laubhecken nur transparente Einfriedungen zulässig, um Abschottungen und 
Barrierewirkungen durch Sichtschutzzäune (z. B. Stabgitterzäune mit Sichtschutzstreifen, 
Betonsichtschutzwände) zu vermeiden.  
 
 
10.5. Vorgärten 
Die öffentlichen Straßenräume sind in Wohnquartieren überwiegend von den Vorgärten geprägt. Um 
den öffentlichen Straßenraum einheitlich und qualitätvoll zu gestalten und damit einen Beitrag zu einem 
hochwertigen und attraktiven Wohnumfeld zu leisten, sollen die Vorgärten zu mindestens 50% was-
seraufnahmefähig hergestellt, begrünt und bepflanzt werden. Unter Begrünung sind Hecken, flächige 
Anpflanzungen von Sträuchern und Gehölzen, Rasen, Blumenwiesen, Blumenbeete oder dergleichen 
zu verstehen.  
Darüber hinaus dient diese Begrünung auch der Verbesserung des Kleinklimas, dem Artenschutz, trägt 
zu einer Minimierung der Versiegelung und zur Niederschlagsentwässerung bei.  
 
Um sogenannte „Steingärten“ zu verhindern, sind Rasengittersteine, wassergebundene Decken, Beton, 
Steine, Sand, Kies und Schotter nicht zulässig. Ausgenommen hiervon ist die Herstellung von Zuwe-
gungen und Zufahrten. 
 
 
10.6. Stellplätze/ Fahrradabstellplätze 
Im Bebauungsplan sind Festsetzungen zur Reduzierung der je Wohneinheit nachzuweisenden Stell-
plätze auf den jeweiligen Grundstücken vorgesehen. Um den Straßenraum von ruhendem Verkehr zu 
entlasten, wird diesbezüglich festgesetzt, dass je Wohneinheit 1,5 Stellplätze auf dem zugehörigen 
Grundstück nachzuweisen sind. Um übermäßige Versiegelungen zu vermeiden, ist es zulässig, den 
zweiten Stellplatz einer Wohneinheit als sogenannten gefangenen Stellplatz herzustellen. Somit ist nur 
einer der beiden Stellplätze eigenständig anfahrbar. Dies kann z. B. ein Stellplatz in der Garageneinfahrt 
sein.  
 
Bei Wohngebäuden, welche mit Mitteln der sozialen Wohnraumförderung gefördert werden, wird dieser 
Stellplatzschlüssel auf 1 Stellplatz je Wohneinheit nochmals reduziert. Diese Festsetzungen bezüglich 
der Stellplätze sollen dazu dienen, die Versiegelung der Grundstücke und den Verkehr in dem künftigen 
Wohngebiet zu reduzieren.  
 
Als Ausgleich der o. g. Reduzierungen soll es den Bewohnern ermöglicht werden, innerhalb des neuen 
Wohnquartiers weitere Stellplätze in einer Quartiersgarage, Parkpalette oder dergleichen unterzubrin-
gen. Zudem sollen Mobilstationen mit unterschiedlichen Angeboten für die Bewohner eingerichtet wer-
den, um die erforderliche Verkehrswende zu ermöglichen (s. Kap. 8). Dies wird auch dazu beitragen, 
generell die Anzahl der Pkw im Plangebiet reduzieren zu können.  
 
Darüber hinaus sollen auf den privaten Grundstücken mindestens zwei Fahrradabstellplätze je 
Wohneinheit nachgewiesen werden. 25 % der nachzuweisenden Stellplätze können zudem ausnahms-
weise im Verhältnis 1 PKW-Stellplatz zu 4 Fahrradabstellplätzen durch Fahrradabstellplätze ersetzt wer-
den. Diese Festsetzungen sollen ebenfalls einen Beitrag zur Mobilitätswende leisten. 
 
 
 



33 

11. Kennzeichnung 

11.1. Humose Böden 
Im südlichen Bereich des Plangebietes, angrenzend an den Wirtschaftsweg in Verlängerung der Siers-
dorfer Straße, ist ein Bereich zeichnerisch gekennzeichnet, in dem humose Böden vorhanden sind. In 
diesem Bereich sind besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen erforderlich. 
Die Kennzeichnung wurde aus dem Flächennutzungsplan übernommen. 
 
 
11.2. Baugrund/ geogenes Gas 
In den Regionen der Steinkohlenreviere ist aufgrund der geologischen Verhältnisse mit dem Austritt von 
geogenen Gasgemischen bei Bohrarbeiten zu rechnen. 
Bei dem Entstehungsprozess der Kohle entstanden u. a. auch große Mengen an Gas mit 
unterschiedlichen Bestandteilen (CH4, CO2, 02, N2 sowie Edelgase). Von besonderer Bedeutung ist das 
Methan (CH4), welches vom Menschen nicht wahrgenommen werden kann und bei Anteilen zwischen 
ca. 4,4 und 16,5 Volumenprozenten in Luftsauerstoff explosiv ist. Im Plangebiet können im tieferen 
Untergrund unter bestimmten Voraussetzungen geogene, natürlich entstandene Gasgemische 
vorhanden sein. 
Der Baugrund ist objektbezogen zu untersuchen und zu bewerten. Die ausführenden Unternehmen 
müssen geeignete Arbeitsschutzmaßnahmen und Sicherheitsvorkehrungen treffen und einhalten. 
Da im Plangebiet eine Betroffenheit vorliegen kann, wurde eine textliche Kennzeichnung sowie ein 
entsprechender Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen.  
 
 
 
12. Hinweise 

12.1. Denkmalpflege 
Im Hinblick auf die vermuteten Bodendenkmäler wird zusätzlich zu der Festsetzung (s. Kap. 9.9) ein 
entsprechender Hinweis vorsorglich in den Bebauungsplan aufgenommen, welcher erläutert, wie mit 
möglichen Funden umzugehen ist. Demzufolge sind bei Bodenbewegungen auftretende archäologische 
Funde und Befunde gemäß §§ 16 und 17 des Denkmalschutzgesetztes NRW der Gemeinde als untere 
Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Nideggen, 
Zehnthofstr. 45, 52385 Nideggen, Tel.: 02425/9039-0, FAX: 02425/9039-199, unverzüglich zu melden. 
Die Anzeigepflicht entsteht nicht erst dann, wenn eindeutig geklärt ist, dass es sich um Zeugnisse der 
Geschichte (archäologische Bodendenkmäler) handelt. Es genügt vielmehr, dass dem Laien erkennbar 
ist, dass es sich um ein Bodendenkmal handeln könnte. 
Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des LVR-Amtes für 
Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. 
 
 
12.2. Kampfmittel 
Luftbilder aus den Jahren 1939 - 1945 und andere historische Unterlagen liefern Hinweise auf vermehrte 
Bodenkampfhandlungen. Insbesondere existiert ein konkreter Verdacht auf Kampfmittel bzw. Militärein-
richtungen des 2. Weltkrieges (militärische Anlage). Aufgrund dessen wird eine Überprüfung der zu 
überbauenden Fläche auf Kampfmittel empfohlen.  
Erfolgen Spezialtiefbauarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahl-
gründungen, Verbauarbeiten etc. wird eine Bohrlochdetektion empfohlen. Hierbei ist der Leitfaden des 
Kampfmittelbeseitigungsdienstes in Nordrhein-Westfalen für die Durchführung von Bohrlochdetektionen 
und baubegleitender Kampfmittelräumung gemäß der aktuellen Kampfmittelverordnung zu beachten. 
 
 
12.3. Erdbebenzone 
Das Plangebiet befindet sich in der Erdbebenzone 3, geologische Untergrundklasse T. Dementspre-
chend sind im Zuge der Bauausführung hinreichende Maßnahmen zu treffen.  
Die DIN 4149 zur Karte der Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen der Bundesrepublik 
Deutschland 1: 350.000, Bundesland NRW ist dementsprechend zu beachten. 
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12.4. Boden 
Schutz des Mutterbodens (§ 202 BauGB) 
Die sachgerechte Zwischenlagerung und der sachgerechte Wiedereinbau des Oberbodens, welcher im 
Plangebiet aus leistungsfähigem Ackerboden besteht, sind zu gewährleisten. Die Anweisungen der 
DIN  18915 sind zu beachten.  

 
Baugrunduntersuchung 
Innerhalb des Plangebietes ist vom jeweiligen Bauherren hinsichtlich Baugrunduntersuchung sowie 
Auslegung der Gebäudefundamente eine entsprechende geologische sowie baustatische und architek-
tonische Expertise einzuholen und zu berücksichtigen. 

 
Bodenkundliche Baubegleitung  
Aufgrund der Schutzwürdigkeit der besonders hochwertigen und empfindlichen Böden im Plangebiet 
wird eine bodenkundliche Baubegleitung für alle Erdarbeiten notwendig. Vor Beginn der Erschließungs-
maßnahmen ist der Sachverständige für die bodenkundliche Baubegleitung dem Umweltamt der Städ-
teRegion Aachen, Fachbereich 70.4 Bodenschutz und Altlasten, schriftlich zu benennen. Die vom Sach-
verständigen vorgesehenen Maßnahmen sind frühzeitig vor Beginn der Erschließungsmaßnahmen mit 
dem Umweltamt der StädteRegion Aachen abzustimmen. Nach Abschluss der Erschließungsarbeiten 
ist ein Zwischenbericht und nach Abschluss der letzten Einzelbaumaßnahme ist der Abschlussbericht 
des Sachverständigen dem Umweltamt vorzulegen.  
 
 
12.5. Bergbau 
Bergwerksfelder 
Die Flächen im Plangebiet liegen über dem auf Braunkohle verliehenen Bergwerksfeld „Richard“ im 
Eigentum der RWE Power AG und über dem auf Steinkohle verliehenen Bergwerksfeld „Carl Alexander 
I“, im Eigentum der EBV GmbH. 
 
Baugrund/ Geogenes Gas 
Das Plangebiet befindet sich in einem Gebiet, in dem Gasaustritte in Bohrungen, insbesondere Methan–
ausgasungen, bekannt sind. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass bei Bohrarbeiten Gas, poten-
tiell auch unter erhöhten Drucken, austreten kann (s. Kap. 11.2). 
Von ausführenden Bohrunternehmen sind geeignete Arbeitsschutzmaßnahmen und Sicherheitsvorkeh-
rungen zu treffen und einzuhalten. 
Der Baugrund ist objektbezogen zu untersuchen und zu bewerten. 
 
 
12.6. Grundwasser 
Grundwasser 
Es wird darauf hingewiesen, dass bei einer thermischen Nutzung (Wärmepumpen mit Sonden, Flächen- 
oder Spiralkollektoren und Ähnliches) des Erdbereiches oder des Grundwassers eine wasserrechtliche 
Erlaubnis bei der zuständigen Unteren Wasserbehörde zu beantragen ist. 
 
 
12.7. Grundwasserabsenkungen durch den rheinischen Braunkohletagebau 
Der Bereich des Planungsgebietes ist von durch Sümpfungsmaßnahmen des Braunkohlebergbaus be-
dingten Grundwasserabsenkungen betroffen. 
 
Die Grundwasserabsenkungen werden, bedingt durch den fortschreitenden Betrieb der Braunkohleta-
gebaue, noch über einen längeren Zeitraum wirksam bleiben. Eine Zunahme der Beeinflussung der 
Grundwasserabstände im Planungsgebiet in den nächsten Jahren ist nach heutigem Kenntnisstand 
nicht auszuschließen. Ferner ist nach Beendigung der bergbaulichen Sümpfungsmaßnahmen ein 
Grundwasserwiederanstieg zu erwarten. 
 
 
12.8. Grubenwasseranstieg durch den Steinkohlebergbau 
Der Planbereich befindet sich in einem früheren Einwirkungsbereich des Steinkohlebergbaus, in dem 
nach derzeitigem Kenntnisstand durch einen Anstieg des Grubenwassers Hebungen an der Tagesober-
fläche zu erwarten sind. Diese Bodenbewegungen können, insbesondere bei bestimmten geologischen 
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Situationen wie Unstetigkeiten, zu Schäden an der Tagesoberfläche führen. Dies sollte bei Planungen 
und Vorhaben berücksichtigt werden. 
 
 
12.9. Artenschutz 
Bauflächenräumung 
Notwendige Rodungs- und Rückschnittmaßnahmen sowie Bauflächenräumungen dürfen nur außerhalb 
der Vogelbrutzeit in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 28. Februar erfolgen. 
 
Eingriffe in Gehölze außerhalb des genannten Zeitraums sind nur dann zulässig, wenn vorab in den 
Eingriffsbereichen eine Kontrolle auf Vogelbruten mit negativem Ergebnis durchgeführt wurde. Bei po-
sitivem Ergebnis wären weitergehende Schutzmaßnahmen vorzusehen. 
 
Reduzierung von Lichtemissionen 
Bei der Konzeption von Außenbeleuchtungen ist generell eine Reduzierung von Lichtemissionen anzu-
streben. Lichtemissionen bzw. Lichtstreuung können durch technische Maßnahmen wie z. B. die Ver-
wendung von vollabgeschirmten Leuchten oder direktstrahlenden LED-Leuchten mit Linsentechnik ge-
mindert werden. Die Abstrahlwinkel sind gemäß den jeweiligen Erfordernissen zu optimieren. Zu emp-
fehlen ist die Verwendung von Leuchten mit „insekten- und fledermausfreundlichem Licht“ mit geringem 
Blauanteil. 
 
CEF-Maßnahmen Feldlerche (Externe Ausgleichsfläche) 
Für den Verlust von 2 Rebhuhn-Revieren und den Verlust eines Feldlerchenreviers sind ca. 2 ha intensiv 
genutzte Ackerfläche zu extensivieren.  
Diese Maßnahmen werden auf drei Flächen in den Gemarkungen Brachelen und Siersdorf umgesetzt. 
Die externen Ausgleichsflächen mit ca. 2,2 ha sind diesem Bebauungsplan zugeordnet. 
Die Maßnahmen sind entsprechend der Vorgaben des Konzeptes zur Umsetzung von CEF-Maßnah-
men für Feldlerche und Rebhuhn, welche im Umweltbericht zu diesem Bebauungsplan erläutert werden, 
umzusetzen. 
 
Monitoring CEF-Maßnahmen Feldlerche 
Um einen Verstoß gegen die artenschutzrechtlichen Verbote gemäß § 44 Bundesnaturschutzge-
setz (BNatSchG) ausschließen zu können, ist unter Einbeziehung der Landwirte ein 2-jähriges maßnah-
menbezogenes Monitoring erforderlich. 
 
 
12.10. Baumschutz 
Die in der festgesetzten öffentlichen Grünfläche Zweckbestimmung „Baumreihe“ als zum Erhalt festge-
setzte bestehende Baumreihe ist während der Bautätigkeiten vor Beschädigungen zu schützen. Die 
DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ ist 
zu beachten und anzuwenden. 
 
 
12.11. Vorkehrungen zum Hochwasserschutz, Regelung des Wasserabflusses 
Niederschlagswasser Dachflächen 
Innerhalb der Wohngebietsflächen, die an den östlichen Grünzug grenzen, muss das Niederschlags-
wasser der Dachflächen in den in der jeweils angrenzenden öffentlichen Grünfläche befindlichen öffent-
lichen Regenwasserkanal abgeleitet werden. Der Regenwasserkanal wird in die in der jeweiligen Grün-
fläche vorhandene Retentionsmulde abgeleitet und das Niederschlagswasser dort versickert.  
 
Retentionszisternen 
Innerhalb des Plangebietes muss je Grundstück eine Retentionszisterne mit einem Fassungsvermögen 
von 50 Liter/m² projizierte Dachfläche, jedoch mit einem Fassungsvermögen von mindestens 5.000 Liter 
unterirdisch und geschlossen zu errichten.  
Das in den Retentionszisternen gesammelte Niederschlagswasser ist mit einer Brauchwassernutzungs-
anlage (z. B. für Toilettenspülung, Gartenbewässerung) zu kombinieren.  
Die Retentionszisternen sind ein grundlegender Bestandteil des mit der Genehmigungsbehörde vorab-
gestimmten Entwässerungskonzeptes und werden über vertragliche Regelungen gesichert.  
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Überflutungsschutz 
Östlich des Plangebietes befindet sich mit den landwirtschaftlich genutzten Flächen ein potentiell ab-
flusswirksames Außengebiet. Zum Schutz der geplanten Bebauung soll in dem östlich vorgesehenen 
öffentlichen Grünzug ein Abfanggraben errichtet werden, welcher das wild abfließende Oberflächen-
wasser aus dem Außengebiet in die drei dezentralen Retentionsmulden ableitet und dort zur Versicke-
rung bringt. 
 
Es ist davon auszugehen, dass sich Häufigkeit und Intensität von Starkregenereignissen in der Zukunft 
ändern werden. Um diesbezüglich weitergehenden Schutz für die Anlieger sicherzustellen, muss die 
Erdgeschossfertigfußbodenhöhe mindestens 15 cm höher als der nächstgelegene Referenzpunkt an 
der Straße errichtet werden (s. Kap. 8.3). Diesbezüglich sollen auch alle Gebäudeöffnungen einschließ-
lich der Kellerlichtschächte bis zu dieser Höhe wasserdicht ausgebildet werden (druckdichte Ver-
schlüsse). Hierfür wird die Nutzung von selbstschließenden Systemen empfohlen. 
Es wird aus technischer Sicht empfohlen, Gebäudeöffnungen über der OKFF EG anzuordnen. 
 
 
12.12. Haustechnik /Wärmepumpen 
Bei der Aufstellung von Haustechnik, wie zum Beispiel Wärmepumpen etc., ist darauf zu achten, dass 
die Immissionsrichtwerte gemäß TA Lärm in Summe von 40 dB(A) nachts jeweils eingehalten werden. 
Diesbezüglich ist der aktuelle Stand der Technik zu verwenden. 
 
 
12.13. Schmutzwasserbeseitigung 
Die anfallenden Schmutzwässer sind der öffentlichen Kanalisation zuzuleiten.  
 
 
12.14. DIN-Normen, sonstige technische Regelwerke und RAL-Farbregister Einsehbarkeit 
Die in der Bebauungsplanurkunde erwähnten DIN-Normen, sonstige technische Regelwerke und das 
RAL-Farbregister können bei der Stadt Baesweiler, Planungsabteilung, 52499 Baesweiler, während der 
Dienststunden eingesehen werden. 
 
 
 
13. Städtebauliche Kennzahlen / Flächenbilanz 

Allgemeines Wohngebiet 4,91 ha 
 

Straßenverkehrsflächen 
 

1,14 ha 

Flächen für Versorgungsanlagen 
 

0,005 ha 

Fuß-, Rad- und Wirtschaftswege 
 

0,12 ha 

Öffentliche Grünflächen 
 

2,43 ha 

Plangebiet gesamt 8,60 ha 
 
 
 
14. Kosten / Finanzierung 

Sämtliche entstehenden Kosten werden nach den gesetzlichen Bestimmungen und nach Maßgabe des 
Städtebaulichen Vertrages und des Erschließungsvertrages von denjenigen Grundstückseigentümern 
im Geltungsbereich des Bebauungsplanes getragen, die einen wirtschaftlichen Vorteil mit dieser Bau-
gebietsausweisung erfahren. 
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15. Bodenordnung 

Vor der Realisierung des Bebauungsplanes ist die Durchführung einer Grundstücksneuordnung/ Bo-
denordnung notwendig.  
Sie erfolgt im Rahmen eines Bodenordnungsverfahrens, mit dem Ziel, die Besitz- und Eigentumsver-
hältnisse derart neu zu ordnen, dass nach Lage, Form und Größe für eine weitere bauliche oder sons-
tige Nutzung zweckmäßig gestaltete, fertig vermessene und im Grundbuch und Liegenschaftskataster 
ordnungsgemäß eingetragene Grundstücke entstehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag: 
 
 
 
(Tomczak-Pestel) 
Techn. Dezernentin 
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